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• 
Politisch Verantwortliche der 
meisten untersuchten Länder 
haben nach dem 11. September 
2001 (oder weiteren Attenta-
ten) die Terrorgefahr als eine für 
den Staat existenzielle Bedro-
hung überhöht und damit einen 
Ausnahmezustand geschaffen. 

• 
Autoritäre Staaten wie Russ-
land, China, Saudi-Arabien und 
die Türkei nutzen den »Krieg 
gegen den Terror« nach wie 
vor als willkommene Rechtferti-
gung, um unliebsame Regime-
gegner und Oppositionelle in 
ihren Ländern zum Schweigen 
zu bringen.

• 
In demokratischen Staaten blei-
ben viele der ursprünglich zeit-
lich befristeten Eingriffe in die 
Privatsphäre, etwa bei der Über-
wachung der Telekommunika-
tion oder der Erfassung biome-
trischer Merkmale, in Kraft und 
wurden durch die Aufnahme  
in dauerhaftes Recht norma-
lisiert.



Weitere Informationen zum Thema erhalten Sie hier: 
https://ny.fes.de/topics/sustaining-peace

ANTI-TERRORISMUS-GESETZE UND MACHTBEFUGNISSE
Eine Bestandsaufnahme der G20-Staaten 20 Jahre nach 9/11

• 
Politisch Verantwortliche der meis-
ten untersuchten Länder haben nach 
dem 11. September 2001 (oder wei-
teren Attentaten) die Terrorgefahr als 
eine für den Staat existenzielle Bedro-
hung überhöht und damit einen Aus-
nahmezustand geschaffen. Im Kampf 
oder gar »Krieg« gegen den Terroris-
mus könnten andere Maßstäbe ange-
legt werden.

• 
Autoritäre Staaten wie Russland, 
China, Saudi-Arabien und die Türkei 
nutzen den »Krieg gegen den Terror« 
und die Doppelmoral des Westens 
nach wie vor als willkommene Recht-
fertigung, um unliebsame Regimegeg-
ner und Oppositionelle in ihren Län-
dern mit allen Mitteln zum Schweigen 
zu bringen.

• 
In demokratischen Staaten bleiben 
viele der ursprünglich zeitlich befriste-
ten, weil massiven Eingriffe in die Pri-
vatsphäre, etwa bei der Überwachung 
der Telekommunikation, der Speiche-
rung von Telekommunikationsdaten 
oder der Erfassung biometrischer 
Merkmale, in Kraft und wurden durch 
die Aufnahme in dauerhaftes Recht 
normalisiert.
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Vorwort

Die islamistischen Terroranschläge vom 11. September 2001 
haben die Welt erschüttert. Ihr Ziel war es, die westliche Welt 
mitten ins Herz zu treffen. Und das haben sie getan. Bewusst 
richteten sich die Anschläge gegen Ziele, die die wirtschaft-
liche, militärische und demokratische Stärke der USA sym-
bolisieren. Fast 3.000 Menschen kamen bei den Anschlägen 
ums Leben, mehr als doppelt so viele wurden verletzt. Auch 
heute, 20 Jahre später, hat der 11. September nichts von sei-
nem Schrecken verloren.

Wir alle wissen noch ganz genau, wo wir waren und was 
wir gemacht haben, als wir von den Anschlägen erfuhren. 
Eingebrannt haben sich uns die Bilder von den beiden Pas-
sagierflugzeugen, die in das New Yorker World Trade Cen-
ter einschlugen; die Bilder von der riesigen Staubwolke über 
den kollabierenden Zwillingstürmen. Ein weiteres Flugzeug 
steuerten die Attentäter in das US-amerikanische Verteidi-
gungsministerium. Das vierte stürzte in der Nähe von Pitts-
burgh ab, nachdem mutige Passagiere versucht hatten, die 
Entführer zu überwältigen. Mutmaßlich sollte es das Weiße 
Haus oder das Kapitol in Washington D.C. treffen.

Die Folgen des 11. September prägen die globale Politik und 
die Gesellschaften der Welt bis heute. Im Mittelpunkt der 
öffentlichen Aufmerksamkeit steht derzeit das bittere Ende 
der NATO-Mission in Afghanistan. Aufmerksamkeit und eine 
gründliche Aufarbeitung verdienen freilich auch die Folgen 
des 11. September für die Sicherheitsgesetze in vielen Teilen 
der Welt. Diese Folgen sind es, die die vorliegende Studie in 
den Blick nimmt.

Viele Staaten hatten nach dem 11. September 2001 Anlass, 
ihre Sicherheitsarchitektur einer kritischen Analyse zu unter-
ziehen. Dass das Terrornetzwerk Al-Qaida derart verheerende 
Anschläge über mehrere Jahre hinweg und in verschiedenen 
Ländern unbehelligt vorbereiten und erfolgreich durchfüh-
ren konnte, deutete auf schwerwiegende Versäumnisse hin. 
Auch in Deutschland mussten wir uns die unbequeme Frage 

stellen, ob unsere Maßnahmen zur Terrorismusabwehr hinrei-
chend effektiv waren. Die drei Schlüsselfiguren der Anschläge 
um Mohammed Atta hatten in Hamburg gelebt und studiert. 
Hier hatten sie sich im radikal salafistischen Umfeld der Al-
Quds Moschee radikalisiert. Von hier aus hatten sie Kontakt 
zu Al-Qaida aufgenommen. Und hierher waren sie zurück-
gekehrt, nachdem sie in Afghanistan Osama bin Laden ge-
troffen hatten, um die Anschläge zu planen.

Es bestand in den USA, Deutschland und anderen demokrati-
schen Staaten daher ein grundsätzlich nachvollziehbares Inte-
resse daran, sicherheitspolitische Reformen zu ergreifen und 
die Gefahrenabwehr zu stärken. Gleichzeitig gab es jedoch 
auch die nachvollziehbare Sorge, dass es angesichts der tie-
fen Erschütterung zu Überreaktionen kommen könne, dass 
Maßnahmen beschlossen würden, die nicht verhältnismäßig 
seien, die exekutive Eingriffsbefugnisse zu weit ausdehnen 
und zu tief in die Freiheitsrechte der Bürgerinnen und Bür-
ger eingreifen würden.

Inwieweit haben sich diese Befürchtungen bewahrheitet? Ha-
ben die westlichen Demokratien und Rechtsstaaten ihre eige-
nen Werte verraten, als sie ebendiese gegen terroristische 
Angriffe verteidigen wollten? Auf diese Fragen gibt es keine 
einfache Antwort. Es ist jedoch wichtig, dass wir uns diese 
Fragen stellen. Denn sie sind Ausgangspunkt jeder Debatte 
darüber, wie wir Sicherheitspolitik jetzt und in Zukunft ge-
stalten wollen – und wie es um unsere demokratischen und 
rechtsstaatlichen Schutz- und Kontrollmechanismen steht. 
Zu dieser Debatte liefert die vorliegende Studie einen wert-
vollen Beitrag. Sie gibt einen erhellenden Überblick über die 
Antiterrormaßnahmen, die die G20 – darunter Deutschland 
und Europa – in den letzten zwei Jahrzehnten ergriffen und 
beibehalten haben.

Was die Bewertung der jüngeren Sicherheitsgesetzgebung 
speziell in Deutschland anbelangt, so sind meines Erachtens 
zwei Punkte im Blick zu behalten. Erstens wäre es meines Er-
achtens irrig, die entsprechenden Gesetze der letzten zwan-
zig Jahre ausschließlich als Reaktion (oder gar Überreaktion) 
auf den 11. September zu deuten. Zwar bildete der 11. Sep-
tember durchaus Anlass für einige tiefgreifende Reformen in 
der Sicherheitsarchitektur. Daneben spielten allerdings auch 
andere Faktoren eine wichtige Rolle – darunter insbeson-
dere die fortschreitende Digitalisierung: Wenn Extremisten 
ihre kriminellen Aktivitäten zunehmend ins Internet verlegen 
und über digitale Kanäle und Plattformen kommunizieren, 
dann müssen unsere Sicherheitsbehörden grundsätzlich auch 
dort präsent sein. Darüber hinaus sah sich die Bundesrepub-
lik auch mit einer wachsenden rechtsextremistischen Bedro-
hung konfrontiert. Der Terror des so genannten »NSU«, der 
Mord an Dr. Walter Lübcke und die Anschläge von Halle und 
Hanau zeigen: Der Rechtsextremismus ist die aktuell wohl 
größte Bedrohung für unsere friedliche und offene Gesell-Christine Lambrecht  Foto: Thomas Köhler / photothek
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schaft. Dieser Bedrohung muss unser Staat entgegentreten – 
nicht nur, aber auch mit sicherheitspolitischen Maßnahmen.

Zweitens: Auch in Deutschland gibt es Stimmen, die bei je-
dem aufsehenerregenden kriminellen Akt – ob Terroranschlag 
oder sonstiges Verbrechen – sofort nach neuen Sicherheits-
maßnahmen rufen. Eine reflexhafte Ausweitung von sicher-
heitsbehördlichen Befugnissen führt indes nicht zu mehr Si-
cherheit. Notwendig ist immer eine gründliche Analyse: Gibt 
es tatsächlich neue Sicherheitsrisiken? Und lassen sich diese 
mit neuen behördlichen Befugnissen tatsächlich wirksam be-
grenzen? Wo eine solche Analyse unterbleibt, ist eine Aus-
weitung behördlicher Befugnisse definitiv der falsche Weg. 
Anstatt »mehr Freiheit durch mehr Sicherheit« wäre das Er-
gebnis dann: »weniger Freiheit ohne Sicherheitsgewinn«.

Auch Deutschland ist vor sicherheitspolitischem Übereifer 
also nicht vollends gefeit. Zugleich besteht jedoch aller An-
lass zur Zuversicht, dass unser freiheitlicher Rechtsstaat ge-
rade auch dieser Herausforderung gewachsen ist. Das Bun-
desverfassungsgericht ist ein Fels in der Brandung, wenn es 
darum geht, grundrechtliche Freiheiten gegen ungerechtfer-
tigte Sicherheitsansprüche zu verteidigen. In der Vergangen-
heit hat es den Sicherheitsgesetzgeber immer wieder in die 
Schranken verwiesen. Insbesondere hat es auch einige der 
Maßnahmen für verfassungswidrig erklärt, die infolge des 
11. Septembers ergriffen wurden: so die Abschussermächti-
gung bei gekaperten Passagierflugzeugen, Teile der Antiter-
rordatei, bestimmte Formen der Online-Durchsuchung oder 
das Gesetz zur Vorratsdatenspeicherung. Darüber hinaus ha-
ben wir in Deutschland eine aktive Bürgerrechtsbewegung, 
die sich gegen eine blinde Ausdehnung von Sicherheitsbe-
fugnissen formiert und mit demokratischen Mitteln durch-
setzungsstark in die Politik hineinwirkt.

Die vorliegende Studie ist ein weiteres blendendes Beispiel 
hierfür. Mit ihr erinnern wir uns einmal mehr an die berühmte 
Wahrheit Benjamin Franklins: »Those who would give up 
essential Liberty, to purchase a little temporary Safety, de-
serve neither Liberty nor Safety.« (»Diejenigen, die wesent-
liche Freiheiten aufgeben würden, um ein wenig vorüber-
gehende Sicherheit zu erkaufen, verdienen weder Freiheit 
noch Sicherheit.«)

Christine Lambrecht
Bundesministerin der Justiz  
und für Verbraucherschutz
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ZUSAMMENFASSUNG

Als Reaktion auf die Terroranschläge des 11.  September 
2001 haben fast alle der zwanzig wichtigsten Industrie- und 
Schwellenländer (G20) jeweils Anti-Terrorismus-Gesetze ver-
abschiedet, die zum Schutz ihrer Bürger gleichwohl bis heute 
auch deren persönlichen Freiheitsrechte einschränken und 
die Befugnisse der Exekutive, insbesondere der Strafverfol-
gungsbehörden, im Namen der nationalen Sicherheit erwei-
tern. Während in autokratischen Regimen Parlamente und 
Gerichte ohnehin wenig Macht- und Kontrollbefugnisse ha-
ben, ist bei einer zur nationale Krise deklarierten Terrorismus-
bedrohung auch in demokratischen Staaten die Gewalten-
kontrolle eingeschränkt, die eigentlich individuelle Freiheits-
rechte sichern sollte.

Der vergleichende Fokus dieser Studie ist auf nationale Ge-
setze und Maßnahmen gerichtet: ob in den untersuchten 
Ländern entweder strafrechtliche Regelungen modifiziert 
oder neu geschaffen wurden, neue Militärgesetzgebun-
gen den rechtlichen Rahmen bilden oder gar im rechtsfreien 
Raum gehandelt worden ist. Demzufolge sind die Maßnah-
men von Staaten entweder auf die Strafverfolgung began-
gener Straftaten oder vielmehr der Prävention möglicher At-
tentate gerichtet.

Die Studie ergab eine Reihe bedenklicher Ergebnisse und er-
möglicht vorausschauende Schlussfolgerungen: Politisch Ver-
antwortliche der meisten untersuchten Länder haben nach 
dem 11. September 2001 (oder weiteren Attentaten) die 
Terrorgefahr als eine für den Staat existenzielle Bedrohung 
überhöht und damit einen Ausnahmezustand geschaffen. 
Im Kampf oder gar »Krieg« gegen den Terrorismus wurden 
vielerorts im Strafgesetz neue Straftatbestände geschaffen 
und höhere Strafmaße verhängt. Mancherorts wurde so-
gar Kriegsrecht angewendet; die USA haben auf ihrem Ma-
rinestützpunkt Guantanamo sogar eine rechtsfreie Zone ge
schaffen.

Demensprechend umfassen auch die vermeintlichen Sicher-
heitsvorkehrungen der einzelnen Länder ein breitets Spekt-
rum. Selbst in demokratischen Ländern reichen sie von rechts-
staatlich und strafrechtlich begründeten polizeilichen Maß-
nahmen bis hin zur völkerrechtswidrigen Entführung und 
Folter von Terrorverdächtigen. Autokratische Regime wie 
Russland, China, aber auch die Türkei nutzen den »Krieg 
gegen den Terror« weiterhin als Rechtfertigung, um mit al-
len Mitteln auch die Opposition in ihren Ländern zum Schwei-
gen zu bringen.

Dem historischen Gedächtnis an die Schrecken vorhergehen-
der Militärregime geschuldet, verteidigen dagegen jüngere 
Demokratien wie Argentinien und Brasilien in Südamerika so-
wie Japan und Südkorea in Ostasien heute umso mehr ihre 
persönlichen Freiheitsrechte und deren Schutz durch Gewal-
tenkontrolle. Bis heute haben die Verantwortlichen dieser 

Länder auch internationalem Druck, vor allem der USA, mehr 
oder weniger widerstanden, schärfere Vorgaben zur Terroris-
musbekämpfung zu implementieren.

In den meisten anderen Ländern wurden die Antiterrorge-
setze angesichts der neuen Gefahrenlage zügig, gleichwohl 
wegen der gravierenden Freiheitsbeschränkungen zunächst 
nur für befristete Zeit erlassen. Doch selbst 20 Jahre später 
sind diese Maßnahmen immer noch nicht zurückgenommen 
worden. Viele der in einer Ausnahmesituation verabschiede-
ten Gesetze und Anordnungen haben weiterhin Bestand und 
sind in der Folge – teilweise auch als Reaktion auf weitere Ter-
roranschläge – sogar noch erweitert worden.

Nicht zuletzt auch in westlichen Ländern sind viele der ur-
sprünglich zeitlich befristeten, weil massiven Eingriffe in die 
Privatsphäre, etwa zur Überwachung der Telekommunika-
tion, die Speicherung von Telekommunikationsdaten oder die 
Erfassung biometrischer Merkmale, weiterhin in Kraft und in 
dauerhaftes Recht überführt und normalisiert worden.

Diese Befunde sind umso bedenkenswerter, zumal sie auch 
nahelegen, dass zusätzliche Maßnahmen zur Gefahrenab-
wehr, etwa die gravierenden Freiheitsbeschränkungen im 
Zuge der Bekämpfung der COVID-19-Pandemie, ebenso 
fortdauern könnten und die seit dem 11. September 2001 
gefährdete Balance von Sicherheit, Freiheit und Demokratie 
noch stärker ins Wanken bringen dürften.



Zusammenfassung

5

Tabelle 1
Übersicht der Anti-Terror-Gesetze der G20-Staaten

Land Signifikante 
islamistische
Terroranschläge
im Inland

Relevante Anti
terror-Gesetze
vor 9/11

Wesentliche Antiterror-Gesetze nach 9/11 Beibe-
halten

ARGENTINIEN Keine 1984 Gesetz zur Ver-
teidigung der Demo-
kratie (Ley 23.077)

	• 2001 Anti-Terror-Gesetz (Ley 25.520)

	• 2007 Gesetz zum Verbot der Terrorismusfinanzierung (Ley 25.268)

	• 2011 Anti-Terror-Gesetz (Ley 26.734)

Ja

Ja

Ja

AUSTRALIEN Keine 	• 2001 bis 2019 über 80 neue Sicherheitsgesetze (»Hyper-Gesetzgebung«)

	• 2019 Criminal Code Amendment (Sharing of Abhorrent Violent Material) Act

	• 2019 Counter-Terrorism (Temporary Exclusion Orders) Bill

	• 2020 Australian Citizenship Amendment (Citizenship Cessation) Act 2020 (Act 88)

Ja

Ja

Ja

Ja

BRASILIEN Keine 	• 2013 Gesetz gegen Organisierte Kriminalität (Organized Crime Act, 12.850)

	• 2016 Anti-Terrorismus-Gesetz (Anti-Terrorism Bill, 13.260)

Ja

Ja

CHINA Keine 	• Diverse Sicherheitsgesetze, die später zusammengefasst wurden:

	• 2015 Gesetz zur Nationalen Sicherheit (National Security Law, NSL) und dem Anti-
Terrorismus-Gesetz (Counter-Terrorim Law, CTL)

	• 2017 erließ die Regierung Xinjiangs ein besonderes Gesetz zur Bekämpfung von religiö-
sem Extremismus

 Ja

Ja

 
Ja

 DEUTSCHLAND 19.12.2016 (Berlin) 1977 Kontaktsperre-
gesetz

	• 2001 Gesetz zur Änderung des Vereinsgesetzes (Sicherheitspaket I)

	• 2002 Gesetz zur Bekämpfung des internationalen Terrorismus, kurz: Terrorismusbe-
kämpfungsgesetz (Sicherheitspaket II)

	• 2009 Gesetz zur Verfolgung der Vorbereitung von schweren staatsgefährdenden Ge-
walttaten (GVVG)

	• 2015 Gesetz zur Änderung der Verfolgung der Vorbereitung von schweren staatsge-
fährdenden Gewalttaten (GVVG-Änderungsgesetz)

	• 2016 Gesetz zum besseren Informationsaustausch bei der Bekämpfung des internatio-
nalen Terrorismus

	• 2020 Entfristung der ursprünglich befristeten Sicherheitsgesetze, die nach dem 11. Sep-
tember 2001 verabschiedet und danach bereits mehrfach verlängert wurden

Ja 

Ja

 
Ja

 
Ja

 
Ja

 
Ja

FRANKREICH 07.01.2015 (Paris)

13.11.2015 (Paris)

14.07.2016 (Nizza)

Gesetz vom 9. Sep-
tember 1986

	• Gesetz vom 15. November 2001, aktualisiert durch: 

	• Gesetz vom 18. März 2003, aktualisiert durch:

	• Gesetz vom 9. März 2004, aktualisiert durch:

	• Gesetz vom 23. Januar 2006, aktualisiert durch:

	• Gesetz vom 21. Dezember 2012, aktualisiert durch: 

	• Gesetz vom 13. November 2014, aktualisiert durch:

	• Gesetz vom 24. Juli 2015

	• 2015 Ausnahmezustand, der sechs Mal verlängert und erst zwei Jahre später, am 
31. Oktober 2017, aufgebhoben wurde; einige Notstandsmaßnahmen wurden jedoch in 
ein dauerhaftes Gesetz überführt:

	• 2017 Gesetz zur Stärkung der inneren Sicherheit und Terrorismusbekämpfung (Projet de 
loi renforçant la sécurité intérieure et la lutte contre le terrorisme, SILT)

	• 2020 Gesetz zur Stärkung der republikanischen Prinzipien

	• 2021 Vorlage für ein neues Anti-Terror-Gesetz, um die Bestimmungen des Geheim-
dienstgesetzes vom Juli 2015 und des Gesetzes vom Oktober 2017 (SILT) zu stärken

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja/Nein

 
 

Ja

 
Ja

Noch 
offen

GROSS­
BRITANNIEN

07.07.2005  
(London)

22.05.2017  
(Manchester)

2000 Terrorism Act 	• 2001 Anti-Terror, Crime and Security Act (ATCS Act)

	• 2005 Prevention of Terrorism Act

	• 2006 Terrorism Act

	• 2011 Terrorism Prevention and Investigation Measures Act

Ja

Ja

Ja

Ja

INDIEN 26.–29.11.2008 
(Mumbai)

1963 Unlawful Ac-
tivities (Prevention) 
Act

1967 Unlawful Acti-
vities Prevention Act;

1985 bis 1995:  
Terrorist and Disrup-
tive Activities  
(Prevention) Act

	• 2002 Prevention of Terrorism Act

	• 2008 National Investigation Agency (NIA) Act

	• 2019 Änderung des Unlawful Activities Prevention Act von 1967

	• 2019 Änderungen des NIA Act von 2008

Nein

Ja

Ja

Ja
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Land Signifikante 
islamistische
Terroranschläge
im Inland

Relevante Anti
terror-Gesetze
vor 9/11

Wesentliche Antiterror-Gesetze nach 9/11 Beibe-
halten

INDONESIEN 24.12.2000
(Jakarta und acht 
weitere Städte)

12.10.2002
(Bali)

	• 2002 Anti-Terrorismus-Gesetz (Anti-Terror Law, ATL)

	• 2003 Anti-Terrorismus-Gesetz

Ja

Ja

ITALIEN Keine 	• 2001 Gesetz Nr. 438

	• 2005 Gesetz Nr. 155

	• 2016 Gesetz zur Umsetzung der Terrorismus-Bestimmungen des EU-Rates und der Ver-
einten Nationen

	• 2015 Dekret Nr. 7: Maßnahmen für den Kampf gegen den internationalen Terrorismus

Ja

Ja

Ja

 
Ja

JAPAN Keine 	• 2001 Anti-Terrorism Special Measures Law (ATSML) Ja

KANADA Keine 	• 2001 Anti-Terrorism Act (ATA, Bill C-36)

	• 2002 Public Safety Act

	• 2013 Combating Terrorism Act (Bill S-7), mit dem auslaufende ATA-Bestimmungen wie-
der in Kraft gesetzt und zusätzliche Änderungen des Strafgesetzbuches vorgenommen 
wurden

	• 2013 Nuclear Terrorism Act (Bill S-9)

Ja

Ja

Ja

 
 

Ja

MEXIKO Keine 	• 2018 Umfassende Gesetzgebung

	• 2019 Gesetz zur Einziehung von Vermögenswerten

Ja

Ja

RUSSLAND 01.09.2004 (Beslan) 	• 2006 Federal Law Nr. 35-EZ on Countering Terrorism

	• 2006 Dekret Nr. 2 116 zur Neuorganisation der Zuständigkeiten der Sicherheitsbehör-
den bei der Terrorismusbekämpfung

	• 2006 Dekret Nr. 662 zur Kooperation mit Sicherheitsbehörden 

	• 2007 Dekret Nr. 352 zum Einsatz von Waffen und Militärausrüstung der russischen 
Streitkräfte im Kampf gegen den Terrorismus

	• 2007 Federal Law Nr. 51-03/Nr. 275-03 zur Eindämmung der Geldwäsche und Terroris-
musfinanzierung

Ja

Ja

 
Ja

Ja

 
Ja

SAUDI-ARABIEN 09.11.2003 (Riad) 	• Zunächst keine Anti-Terrorismus-Gesetzgebung

	• 2014 erließ König Abdullah ein Dekret gegen ausländische Kämpfer und ein neues Anti-
Terrorismus-Gesetz

Ja

SÜDAFRIKA Keine 1998 Regulation 
of Foreign Military 
Assistance Act

	• 2001 Financial Intelligence Centre Act

	• 2005 Protection of Constitutional Democracy Against Terrorist and Related Activities 
Act (POCDATARA)

Ja

Ja

SÜDKOREA Keine 	• Von 2001 bis 2016 wurden über zehn Gesetze zur Terrorismusbekämpfung in Kraft ge-
setzt; die meisten liefen mit den jeweiligen Legislaturperioden wieder aus; aber Zusam-
menfassung und Verschärfung der bisherigen Gesetze durch:

	• 2016 Anti-Terrorismus-Gesetz (The Act on Anti-Terrorism for the Protection of Citizens 
and Public Security, Act No. 14071)

	• 2016 Aktualisierung des Gesetzes von 2007 zum Verbot der Finanzierung des Terroris-
mus und der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen (Act on Prohibition against Fi-
nancing of Terrorism and Proliferation of Weapons of Mass Destruction)

 Ja/Nein

 
 

Ja

 
Ja

TÜRKEI 20.11.2003  
(Istanbul)

1991 Counter-
Terrorism Law  
(CTL, Nr. 3713)

	• 2005 Anpassung von Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des Strafrechts, darunter das 
türkische Strafgesetzbuch (Turkish Criminal Code, Nr. 5237), die Strafprozessordnung 
(Criminal Procedure Code, Nr. 5271) und das Gesetz über die Vollstreckung der Stra-
fen und Sicherheitsmaßnahmen (Law on Enforcement of the Punishments and Security 
Measures, Nr. 5275)

	• 2013 Gesetz über die Verhütung der Finanzierung des Terrorismus (Law on the Preven-
tion of Financing of Terrorism Nr. 6415)

Ja

 
 
 
 

Ja
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Land Signifikante 
islamistische
Terroranschläge
im Inland

Relevante Anti
terror-Gesetze
vor 9/11

Wesentliche Antiterror-Gesetze nach 9/11 Beibe-
halten

USA 11.09.2001
(New York u. 
Washington,  
DC/Virginia)

	• 2001 Authorization for Use of Military Force

	• 2001 Uniting and Strengthening America by Providing Appropriate Tools Required to In-
tercept and Obstruct Terrorism Act (Patriot Act); zunächst befristet, mittlerweile mehr-
fach (2005, 2006, 2011 und 2015) weiter autorisiert und teilweise auch noch verschärft

	• 2001 Exekutiverlass zur Ausweitung eines Überwachungsprogramms (PRISM) der Natio-
nal Security Agency (NSA)

	• 2002 Homeland Security Act

	• 2004 Intelligence Reform and Terrorism Prevention Act zur Neuorganisation und Koor-
dinierung der Arbeit 16 Geheimdienste der USA (durch den Director of National Intelli-
gence)

	• 2005 Detainee Treatment Act

	• 2008 Foreign Intelligence Surveillance Act (FISA) Amendments Act, um sicherzustellen, 
dass alle anhängigen Verfahren gegen Telekommunikationsunternehmen abgewiesen 
werden konnten

	• 2012 Neuautorisierung des FISA Amendments Act für weiterhin weitreichende Über
wachungsbefugnisse mit wenig gerichtlicher Aufsicht

	• 2015 USA Freedom Act, dank dem Ausländer nach wie vor ungehindert ausspioniert 
werden dürfen

Ja

Ja

 
 

Ja

 
Ja

Ja

 
 

Ja

Ja

 
 

Ja

 
Ja

EUROPÄISCHE 
UNION

11.03.2004  
(Madrid)

22.03.2016  
(Brüssel)

17.08.2017  
(Barcelona)

Sowie diverse wei-
tere Anschläge in 
den oben genannten 
EU-Ländern

	• 2001 Standpunkt 931 und EU-Verordnung 2580, um die Resolution 1373 des UN-
Sicherheitsrats umzusetzen

	• 2002 EU-Verordnung 881 zur Umsetzung einer Reihe weitere UN-Resolutionen zur 
Terrorismusbekämpfung in den europäischen Rechtsrahmen

	• Die EU hat seit 2002 eine Reihe weiterer Rahmenbeschlüsse und -richtlinien zur Zusam-
menarbeit bei schweren Straftaten gemäß dem Grundsatz der gegenseitigen Anerken-
nung gerichtlicher Entscheidungen erlassen, damit diese in den Mitgliedsländern in na-
tionales Recht umgesetzt werden:

	• Council Framework Decision 2002/584/JHA über den Europäischen Haftbefehl und die 
Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten;

	• Council Framework Decision 2002/465/JHA über gemeinsame Ermittlungsgruppen;

	• Council Framework Decision 2003/577/JHA über das Einfrieren von Vermögen oder Ver-
fahren mit Beweismitteln in der EU;

	• Directive 2014/41/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über die Europäische 
Ermittlungsanordnung (European Investigation Order) in Strafsachen;

	• 2015 Zusatzprotokoll zum Übereinkommen des Europarats zur Verhütung des Terroris-
mus

	• Richtlinie 2017/541 zur Bekämpfung des Terrorismus

Ja

 
Ja

 
Ja
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EINLEITUNG

In unserer modernen Vorstellungswelt soll der Nationalstaat 
für Recht, Sicherheit und Wohlfahrt sorgen.1 Indem der Staat 
diese Leistungen erbringt, kann er im Gegenzug, im Weber-
schen Sinne ausgedrückt, Legitimation erwirken: die gemein-
hin gehegte Überzeugung in der Bevölkerung, dass er Unter-
stützenswertes leistet.

Gleichwohl bleibt der Flächenstaat angreifbar. Es ist insbe-
sondere schwierig, sein Territorium gegen asymmetrische Be-
drohungen durch nichtstaatliche Akteure, die ihrerseits kein 
Territorium zu beschützen haben, zu verteidigen und dafür 
Verständnis und Unterstützung in der Bevölkerung zu mobili-
sieren. Nichtstaatliche terroristische Akteure wie Al-Qaida be-
drohen die Sicherheit und damit das Wesen westlicher Ter-
ritorialstaaten.

Die Terroranschläge des 11. September 2001 erschütterten 
das Fundament der freiheitlich demokratischen Grundord-
nung der Vereinigten Staaten von Amerika und wurden daher 
auch als Angriff auf diese Ordnung angesehen. In der Folge 
wurde dem Staat eine besondere Schutzfunktion und damit 
die Aufgabe zugewiesen, die amerikanischen Grundwerte 
zu verteidigen – auch um den Preis der Einschränkung indi-
vidueller Freiheitsrechte, der sogenannten »civil liberties«.2

Angesichts einer nationalen Bedrohung richten sich die Auf-
merksamkeit und Erwartungen der Bürger auf die handelnde, 
ausführende Gewalt. Die Exekutive erhält zusätzliche Macht-
befugnisse, um für Sicherheit zu sorgen. Während in auto-
kratischen Regimen Parlamente und Gerichte ohnehin nur 
zum Schein existieren und keine Gewaltenkontrolle ausüben, 
geraten auch in demokratischen Staaten die sogenannten 
»checks and balances« aus dem Gleichgewicht, wenn Ge-
fahr in Verzug ist. Das ist doppelt problematisch, zumal das 
Grundprinzip der konkurrierenden, sich gegenseitig kontrol-
lierenden Staatsgewalten auch eine besondere Bedeutung 
für die Sicherung individueller Freiheitsrechte hat.

Nach den Anschlägen vom 11. September 2001 hat nicht 
nur in den Vereinigten Staaten der Schutz des Staates an 
Bedeutung gewonnen gegenüber dem Schutz der individu-

1	 Vgl. Benz, Arthur (2008). Der moderne Staat. Grundlagen der polito-
logischen Analyse, München: Oldenbourg Verlag; Schuppert, Gunnar 
Folke (2009). Staat als Prozess. Eine staatstheoretische Skizze in sie-
ben Aufzügen, Frankfurt/Main: Campus.

2	 Die wichtigsten – im weiteren synonym als individuelle oder persön-
liche Freiheitsrechte bezeichneten – civil liberties werden durch die 
ersten zehn Verfassungszusätze (»amendments«) garantiert. Diese 
auch unter den Begriff der Bill of Rights subsumierten Grundsätze 
wurden am 15.12.1791 en bloc als integraler Bestandteil in die Verfas-
sung aufgenommen. Nach dem Bürgerkrieg kamen weitere »amend-
ments« hinzu, wobei das vierzehnte wegen seiner due »process«- 
bzw. »equal protection«-Bestimmungen besonders signifikant für den 
Schutz der individuellen Freiheitsrechte »jeder Person« (»any person«) 
ungeachtet der Staatsbürgerschaft ist.

ellen Freiheit.3 Durch die Beschwörungen und verstärkten 
Wahrnehmungen terroristischer Gefahren, die nunmehr alle 
Staatsmacht zum Schutz der Bürger rechtfertigen, werden 
vielerorts die Begrenzung bürgerlicher Freiheiten und Verlet-
zungen internationaler Menschenrechtsnormen in Kauf ge-
nommen, wie das Recht auf persönliche Freiheit, das Recht 
auf Freiheit von willkürlicher Verhaftung und Inhaftierung, 
das Recht auf Beratung und ein faires Verfahren sowie das 
Recht auf Privatsphäre.

Die Anschläge vom 11. September 2001 haben allen voran 
die Wahrnehmungen und das Selbstverständnis der ameri-
kanischen Gesellschaft verändert. Das Grundvertrauen in die 
eigene Stärke als einzig verbliebene Supermacht wich dem 
Bewusstsein der Verwundbarkeit im »Heimatland«.4 Nicht zu-
letzt wurden mit den Angriffen auf das World Trade Center 
und das Pentagon auch Symbole der wirtschaftlichen und mi-
litärischen Macht der Vereinigten Staaten zerstört. Die Wahr-
nehmung eigener Verwundbarkeit rief ein immenses Sicher-
heits-, Schutz- und Handlungsbedürfnis hervor. In der ers-
ten allgemeinen Verunsicherung und Orientierungslosigkeit 
wurde der Ruf nach staatlicher Autorität deutlich artikuliert.

Entsprechend forderte der damalige amerikanische Präsident 
George W. Bush auch eine neue, aktive Strategie: »Amerika 
ist nicht mehr durch die großen Ozeane geschützt. Nur ener-
gisches Handeln im Ausland und erhöhte Wachsamkeit im 
Innern verschaffen uns Sicherheit vor Angriffen«.5 Anders als 
in Europa wurden in den Vereinigten Staaten die Anschläge 
des 11. September nicht als terroristische, sondern als krie-
gerische Akte verstanden. Amerika befindet sich seitdem im 
Kriegszustand.

Diese Wahrnehmung wurde auch durch die internationale 
Reaktion auf die Anschläge gestützt: Am 12.  September 
2001 erklärte der NATO-Rat den Bündnisfall nach Artikel V; 
am selben Tag verabschiedete der Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen eine Resolution (U.N.S.C.Res. 1368), die den Ver-
einigten Staaten das Recht zur Selbstverteidigung zugesteht.

In diesem Kontext werden unter anderem die grundlegen-
den Verfassungsprinzipien der staatlichen Sicherheit und der 

3	 Vgl. Hegemann, Hendrik (2021). Freiheit und Sicherheit in liberalen 
Demokratien nach 9/11, in: Aus Politik und Zeitgeschichte (APuZ), 71 
(28–29) 2021, 12. Juli, S. 22–28.

4	 So auch der Einleitungssatz eines Leitartikels im National Journal, des-
sen Ausgabe vom 10. August 2002 der Sicherheitsfrage gewidmet 
war: »Am Morgen des 11. September ist Amerikas Sicherheitsgefühl 
mit den Zwillingstürmen des World Trade Center zusammengebro-
chen.« Freedberg, Jr., Sydney J.  /  Gorman, Siobhan (2002). National Se-
curity: Are We Safer?, in: National Journal, 10. August.

5	 Übersetzt aus Bush, George W. (2002). Address before a Joint 
Session of the Congress on the State of the Union, 29. Ja-
nuar, https://georgewbush-whitehouse.archives.gov/news/
releases/2002/01/20020129-11.html

https://georgewbush-whitehouse.archives.gov/news/releases/2002/01/20020129-11.html
https://georgewbush-whitehouse.archives.gov/news/releases/2002/01/20020129-11.html
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individuellen Freiheit in einem kriegsrechtlichen Rahmen neu 
bewertet. Diese Entwicklung hat sich umso problematischer 
erwiesen, als die Praxis der seinerzeit noch als Vorbild gel-
tenden freiheitlich verfassten offenen Gesellschaft Amerikas 
auch die weltweite Perzeption von demokratischer Rechts-
staatlichkeit und die internationalen Rechts- und Ordnungs-
vorstellungen beeinflusste.

Als Reaktion auf die Terroranschläge des 11. September 2001 
haben viele Länder Anti-Terrorismus-Gesetze verabschiedet, 
wodurch bürgerliche Freiheiten eingeschränkt und Befug-
nisse der Strafverfolgungsbehörden im Namen der nationa-
len Sicherheit erweitert wurden. Allen voran haben die USA 
Anti-Terrorismus-Gesetzgebungen maßgeblich vorangetrie-
ben – nicht zuletzt auch über den Ausschuss der Vereinten 
Nationen (UN) zur Bekämpfung des Terrorismus.6 Bereits am 
28. September 2001 ratifizierte der UN-Sicherheitsrat die Re-
solution 1373, nach der alle UN-Mitgliedstaaten aufgefor-
dert wurden, Anti-Terrorismus-Gesetze zu verabschieden und 
mutmaßliche Terroristen daran zu hindern, über Staatsgren-
zen hinweg zu reisen. Alle Asylsuchenden sollten auf ter-
roristische Verbindungen in ihrem Herkunftsland überprüft 
werden. Denjenigen, die terroristische Handlungen finanzie-
ren, planen, unterstützen oder begehen, sollte fortan ein si-
cherer Hafen verweigert werden. Die Finanzierung terroristi-
scher Handlungen und die Rekrutierung terroristischer Grup-
pen sollte unterbunden und unter Strafe gestellt werden. Im 
Oktober 2001 gab die Financial Action Task Force on Money 
Laundering (FATF) Sonderempfehlungen zur Unterbindung 
der Terrorismusfinanzierung. Mit diesen völkerrechtlichen 
Vereinbarungen wurden Staaten angehalten, ihre Anti-Ter-
rorismus-Politiken nach internationalen Praktiken auszurich-
ten, die maßgeblich von den USA mitbestimmt wurden.

6	 Vgl. Ariana Vedaschi  /  Kim Lane Scheppele (Hg.) (2021). 9/11 and the 
Rise of Global Anti-Terrorism Law: How the UN Security Council Rules 
the World. Cambridge / New York / Melbourne: Cambridge University 
Press; Murthy, C.S.R. (2007). The U.N. Counter-Terrorism Committee: 
An Institutional Analysis, FES Briefing Paper 15, September, New York: 
Friedrich-Ebert-Stiftung (FES).

Doch haben auch weitere terroristische Anschläge, nicht zu-
letzt auch in Europa (siehe Tabelle 2), vor allem in den be-
troffenen Ländern dazu geführt, dass die bereits nach dem 
11. September getroffenen Sicherheitsmaßnahmen weiter 
verschärft wurden. Vor allem auch angesichts der Gefahren, 
die vom sogenannten Islamischen Staat (IS) ausgingen, er-
ließ der UN-Sicherheitsrat im September 2014 eine weitere 
Resolution (2178), mit der alle Staaten verpflichtet wurden, 
etwa beabsichtigte Reisen, die dazu dienen könnten, terro-
ristische Anschläge vorzubereiten, unter schwere Strafen zu 
stellen. Desweitern wurden auch Informationen und Kom-
munikation kriminalisiert, die der Rekrutierung von Terroris-
ten dienen könnte. Gleichwohl blieb der Sicherheitsrat auch 
mit dieser Norm eine praktikable Definition von Terrorismus 
schuldig. Damit waren die Verantwortlichen unterschiedlicher 
Regime frei, die international geforderten verschärften Straf-
tatbestände nach ihrem Gutdünken mit »gewalttätigem Ext-
remismus« oder »radikalem Verhalten, das zu terroristischen 
Akten führen könnte« zu rechtfertigen.7

In den folgenden Länderfallstudien der Gruppe der 
zwanzig wichtigsten Industrie- und Schwellenländer 
(G20) wird eine entsprechende Arbeitshypothese untersucht: 
Viele der Antiterrorgesetze sind als Reaktion auf den 11. Sep-
tember 2001 zügig und zunächst für befristete Zeit erlassen 
worden, und sie haben die Exekutivgewalten in den jeweili-
gen nationalen Kontexten gestärkt. Doch selbst 20 Jahre spä-
ter wurden diese Maßnahmen immer noch nicht zurückge-
nommen. Viele der in einer Ausnahmesituation verabschie-
deten Gesetze und Anordnungen haben weiterhin Bestand 
und sind in der Folge – teilweise auch als Reaktion auf wei-
tere Terroranschläge – sogar noch erweitert worden (siehe 
Tabelle 1 mit einer Übersicht).

Die Untersuchung der Gesetzgebung der G-20-Länder, der 
19 Staaten und der Europäischen Union (EU), ermöglicht 
einen repräsentativen Überblick, der sowohl verschiedene Re-

7	 Roach, Kent (2015). Comparative Counter-Terrorism Law Coming of 
Age, in: ders. (Hg.), Comparative Counter-Terrorism Law. New York: 
Cambridge University Press, S. 1–14, hier S. 2–3.

Tabelle 2
Die verheerendsten Terroranschläge in Europa seit dem 11. September 2001

Datum Ort Tote Verletzte

11.03.2004 Madrid 191 1800

07.07.2005 London 52 784

22.07.2011 Oslo/Utoya 77 75

07.01.2015 Paris 12 12

13.11.2015 Paris 130 413

22.03.2016 Brüssel 32 270

14.07.2016 Nizza 86 433

19.12.2016 Berlin 13 48

22.05.2017 Manchester 22 119

17.08.2017 Barcelona 15 104

Anschläge mit mehr als zehn Todesopfern (Angreifer sind in den Zahlen jeweils nicht enthalten)

Quelle: Global Terrorism Database (GTD), https://www.start.umd.edu/gtd/

https://www.start.umd.edu/gtd/
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gionen als auch Regierungsformen einbezieht. Dabei geht es 
weniger um eine argumentative und politische Herleitung der 
Gesetzgebung in den jeweiligen Ländern, sondern zunächst 
um eine überblicksartige,8 keinen Anspruch auf Vollständig-
keit erhebende Bestandsaufnahme jener Maßnahmen, die 
seit dem 11. September 2001 vielerorts nun schon zwei Jahr-
zehnte überdauert haben. Mit illustrierenden Beispielen wird 
verdeutlicht, zu welchen dauerhaften Einschränkungen von 
Freiheitsrechten dies in den jeweiligen Ländern geführt hat.

Der vergleichende Fokus ist auf nationale Gesetze gerich-
tet:9 ob in den untersuchten Ländern entweder strafrechtliche 
Regelungen modifiziert oder neu geschaffen wurden, neue 
Militärgesetzgebungen den rechtlichen Rahmen bilden oder 
gar im rechtsfreien Raum gehandelt worden ist. Eng damit 
verbunden ist die Wahl der Maßnahmen von Staaten, die ent-
weder der Strafverfolgung begangener Straftaten oder viel-
mehr der Prävention möglicher Attentate dienen. Schließ-
lich soll ermittelt werden, ob die im Ausnahmezustand ge-
troffenen und zunächst zeitlich befristeten Maßnahmen und 
Machtverschiebungen in den einzelnen Ländern weiter be-
stehen, sozusagen verstetigt und normalisiert wurden.

Die Studie ergab eine Reihe bedenklicher Ergebnisse 
und ermöglicht vorausschauende Schlussfolgerungen: 
Politisch Verantwortliche der meisten untersuchten Länder 
haben nach dem 11. September 2001 oder weiteren Atten-
taten die Terrorgefahr als eine für den Staat existenzielle Be-
drohung überhöht und damit einen Ausnahmezustand ge-
schaffen. Im Kampf oder gar »Krieg« gegen den Terrorismus 
konnten andere Maßstäbe angelegt werden. Vielerorts wur-
den im Strafgesetz neue Straftatbestände geschaffen und hö-
here Strafmaße verhängt, die normalerweise gegen gewöhn-
liche Straftaten kaum denkbar wären. Mancherorts wurde 
sogar Kriegsrecht angewendet; auf dem von den USA kont-
rollierten Stützpunkt Guantanamo wurde sogar eine rechts-
freie Zone geschaffen; die »unlawful combatants« galten wie 
schon seinerzeit im Wilden Westen als vogelfrei.

In einer existentiell bedrohlichen Lage waren die Bevölkerun-
gen vieler Länder eher bereit, dem Staat außergewöhnliche 
Machtbefugnisse anzuvertrauen und erwarteten von ihm be-
sondere, vor allem auch präventive Maßnahmen, die in nor-
malen Zeiten kaum denkbar gewesen wären. Die vermeint-
lichen Sicherheitsvorkehrungen der einzelnen Länder um-
fassen ein breitets Spektrum. Sie reichen von rechtsstaatlich 
und strafrechtlich begründeten polizeilichen Maßnahmen bis 
hin zur völkerrechtswidrigen Entführung von Terrorverdäch
tigen, die von den USA ohne Gerichtsverfahren in Geheimge-
fängnissen in befreundeten autokratischen Ländern inhaftiert 

8	 Allein die Auflistung aller deutschen Gesetzte würde dazu führen, 
dass man sprichwörtlich den Wald vor lauter Bäumen nicht mehr 
sieht; eine umfängliche Auflistung der »Bundesgesetze zur Terro-
rismusbekämpfung seit 2001« bietet der Wissenschaftliche Dienst 
des Deutschen Bundestages: https://www.bundestag.de/resource/
blob/550308/137d54a4de57d2fa520377f60dc5d44d/WD-3-024-18-
pdf-data.pdf

9	 Saferworld (2021). The Rise of Counter-Terrorism at the United Nati-
ons: Two Decades Later, Berlin and London: Friedrich-Ebert-Stiftung 
and Saferworld.

worden sind. Dort wurden noch viel härtere Foltermethoden, 
sogenannte »enhanced interrogations«, angewendet als das 
von US-Sicherheitsbehörden selbst praktizierte »waterboar-
ding«, die Foltermethode des simulierten Ertränkens.

Diese Verfehlungen, allen voran der Führungsmacht USA, 
zerstörten viel Glaubwürdigkeit, mit der westliche Demokra-
tien auch gegen das umso brutalere und beliebigere Vorge-
hen autoritärer Staaten hätten einschreiten können. Es ist 
bemerkenswert, dass das von den USA protegierte Saudi-
Arabien, aus dem 15 der 19 Attentäter vom 11. Septem-
ber 2001 kamen, zunächst keine Anti-Terrorismus-Gesetz-
gebung verabschiedete. Erst nach dem Schrecken, den der 
»Arabische Frühling« im Winter 2010 auch in Riyad aus-
löste, nahm das Königshaus die Terrorismusgefahr als Vor-
wand und erließ Anti-Terrorismus-Dekrete, um »Ungläubige« 
und Regimekritiker als Terroristen zu verfolgen und die Kritik 
der friedlichen Opposition zu unterdrücken. Auch Russland, 
China, aber auch die Türkei nutzen den »Krieg gegen den 
Terrorismus« und die Doppelmoral des Westens nach wie vor 
als willkommene Rechtfertigung, um mit allen Mitteln un-
liebsame Regimegegner und Oppositionelle in ihren Ländern 
zum Schweigen zu bringen. Mit dem Verweis auf vermeint-
liche Terrorgefahren bekämpft etwa die chinesische Führung 
bis heute »innere Feinde« und unterdrückt unter anderem 
auch die Uiguren in Xinjiang.

Es ist kein Zufall, dass jüngere Demokratien wie Argentinien 
und Brasilien in Südamerika sowie Japan und Südkorea in 
Ostasien, deren Bevölkerungen und Regierenden sich zum 
Teil noch lebhaft an die Schrecken der vorhergehenden Mili-
tärregime erinnern, heute umso mehr ihre persönlichen Frei-
heitsrechte und deren Schutz durch Gewaltenkontrolle zu 
schätzen wissen. Bis heute haben die Verantwortlichen die-
ser Länder auch internationalem Druck, vor allem der USA, 
mehr oder weniger widerstanden, schärfere Vorgaben zur 
Terrorismusbekämpfung zu implementieren. Denn die heute 
in diesen Ländern als Freiheitskämpfer Verehrten wurden sei-
nerzeit als Terroristen gebrandmarkt, verfolgt, inhaftiert, ge-
foltert oder getötet.

Im (System-) Vergleich zu ehemaligen und aktuellen Diktatu-
ren erscheinen die Praktiken westlicher Nachrichtendienste, 
allen voran der National Security Agency (NSA) und der Cen-
tral Intelligence Agency (CIA), als Kavaliersdelikte. Wer wie 
Edward Snowden staatlichen Machtmissbrauch aufdeckt und 
eindämmen will, muss aber auch im sogenannten Westen da-
mit rechnen, dass er als Krimineller oder gar Landesverräter 
gebrandmarkt und verfolgt wird.10 Dabei gehen insbeson-
dere amerikanische Geheimdienste nicht gerade zimperlich 
vor. Nicht einmal die parlamentarischen Aufsichtsorgane, die 
den Machtmissbrauch der Geheimdienste verhindern sollten, 
sind vor den Spähangriffen und den Manipulationen, etwa 
der CIA, sicher. Selbst Senatorin Dianne Feinstein, die die 
Arbeit der US-Geheimdienste stets mit Wohlwollen unter-
stützte, wurde ein Opfer der Attacken der CIA, als der von 

10	Ausführlicher dazu: Greenwald, Glenn (2014). Die globale Überwa-
chung. Der Fall Snowden, die amerikanischen Geheimdienste und die 
Folgen, München: Droemer Knaur.

https://www.bundestag.de/resource/blob/550308/137d54a4de57d2fa520377f60dc5d44d/WD-3-024-18-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/550308/137d54a4de57d2fa520377f60dc5d44d/WD-3-024-18-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/550308/137d54a4de57d2fa520377f60dc5d44d/WD-3-024-18-pdf-data.pdf
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ihr geleitete Ausschuss die Wirksamkeit von Folterpraktiken 
der Sicherheitsdienste prüfte. Feinstein stellte die für eine libe-
rale Demokratie grundlegende Frage, auf die es bisher keine 
Antwort gibt, nämlich ob die Aktivitäten der CIA künftig vom 
Kongress überprüft werden können oder »ob unsere Arbeit 
vereitelt werden kann durch jene, die wir beaufsichtigen«.11

Auch in anderen Ländern setzten sich Regierungen und Si-
cherheitsbehörden über die demokratische Gewaltenteilung 
hinweg oder handelten im Geheimen und gänzlich ohne par-
lamentarische Ermächtigung und rechtliche Kontrolle. Nach 
»9/11« standen viele Gesetzgeber ohnehin Gewehr bei Fuß; 
Parlamente gewährten den Exekutiven in vielen Fällen erwei-
terte Machtbefugnisse und Ermessenspielräume, die teilweise 
nur von Gerichten korrigiert wurden.

So ermöglicht der bis heute gültige USA Patriot Act den 
amerikanischen Sicherheitsbehörden unter anderem weit-
gehende Einblicke in Bank- und Finanzdaten sowie Haus-
durchsuchungen ohne Wissen der Betroffenen. Auch in an-
deren westlichen Ländern sind viele der ursprünglich zeit-
lich befristeten, weil massiven Eingriffe in die Privatsphäre, 
etwa zur Überwachung der Telekommunikation, die Speiche-
rung von Telekommunikationsdaten oder die Erfassung bio-
metrischer Merkmale, weiterhin in Kraft und in dauerhaftes 
Recht überführt und normalisiert worden. Vor allem auch im 
deutschen Kontext wurde dieser Gewöhnungsprozess, der 
»schleichende und letztlich gefährliche Umbau« staatlicher 
Sicherheitspolitik kritisiert.12

Diese Befunde sind umso bedenkenswerter, zumal sie auch 
nahelegen, dass weitere Maßnahmen zur Gefahrenabwehr, 
etwa die gravierenden Freiheitsbeschränkungen im Zuge der 
Bekämpfung der COVID-19-Pandemie, ebenso fortdauern 
könnten und die seit dem 11. September 2001 gefährdete 
Balance von Sicherheit, Freiheit und Demokratie noch stär-
ker ins Wanken bringen dürften.

1	

ARGENTINIEN
Terrorismus in Form von Staatsterror der davor herrschenden 
Militärdiktatur bedingt, dass seit der Einführung der Demo-
kratie Argentiniens im Jahr 1983 seine Bürger äußerst sensi-
bel und die Regierungsverantwortlichen sehr behutsam bei 
der Abwehr des in Lateinamerika bislang ohnehin nicht vi-
rulenten islamischen Terrorismus sind und darauf achten, 
möglichst wenige persönliche Freiheitsrechte dafür preiszu-

11	 Feinstein, Dianne (2014). Statement on Intel Committee’s CIA Deten-
tion, Interrogation Report, 11. März, https://www.feinstein.senate.
gov/public/index.cfm/2014/3/feinstein-statement-on-intelligence-
committee-s-cia-detention-interrogation-report

12	 Biermann, Kai (2020). Überwachung: Das Wasser kocht schon, in: 
Die ZEIT online, 6. November, https://www.zeit.de/politik/deutsch-
land/2020-11/ueberwachung-terrorismusgesetz-fingerabdruecke-
ausweis-freiheit

geben. Während der argentinischen Militärdiktatur von 1976 
bis 1983 waren willkürliche Inhaftierungen, Folter und Hin-
richtungen von Oppositionellen gang und gäbe, unabhän-
gig davon, ob die Betroffenen nur mit friedlichen Protesten 
aufbegehrende Studenten und Intellektuelle oder militante 
Regimegegner waren. Die Terrorisierung ihrer Untertanen 
war ein wirksames Mittel der Militärjunta, um ihre Macht zu 
erhalten. Während einerseits der Staatsapparat Angst und 
Schrecken in der Bevölkerung verbreitete, kämpften auf der 
anderen Seite politische Gegner mit allen, auch gewalttäti-
gen Mitteln gegen dieses Gewaltregime. Vor allem gegen die 
kommunistische Ejército Revolucionario del Pueblo (ERP) rich-
tete sich die Anti-Terrorismus-Politik der Armee und Geheim-
dienste Argentiniens. Auch darüber hinaus galt jeder als Ter-
rorist, der dagegen protestierte, dass im März 1976 ein Mi-
litärkomitee, die Junta Militar, alle Staatsmacht an sich riss. 
Der Präsident wurde seiner Funktionen enthoben, das Par-
lament aufgelöst. Ebenso wurden politische Aktivitäten und 
Parteien verboten sowie die Verfassung außer Kraft gesetzt. 
Der Oberste Gerichtshof wurde durch ein Militärtribunal er-
setzt. Mit der Einführung der Demokratie im Dezember 1983 
gab es eine erste Änderung des Rechtsrahmens in Bezug auf 
Terrorismus. Das am 22. August 1984 verabschiedete Gesetz 
(Ley 23077) hieß bezeichnenderweise »Gesetz zur Ver-
teidigung der Demokratie«. Indem staatlichem Handeln 
Grenzen gesetzt wurden, sollten Terrorregime in der Zukunft 
verhindert werden.

Obwohl es in Argentinien – mit Ausnahme von zwei Bom-
benanschlägen in den 1990er-Jahren gegen jüdische Einrich-
tungen (auf die israelische Botschaft 1992 und gegen ein jü-
disches Gemeinschaftszentrum 1994) hinter denen jeweils 
iranische Drahtzieher vermutet wurden – keinen internatio-
nalen Terrorismus gab, wurde die argentinische Regierung 
nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 von 
den USA unter Druck gesetzt, ein strengeres Anti-Terroris-
mus-Gesetz, namentlich Ley 25.520, in Kraft zu setzen. 
Gleichwohl werden auch in diesem am 3. Dezember 2001 
erlassenen Gesetz persönliche Freiheitsrechte geschützt und 
nicht über Gebühr der Sicherheit geopfert. Angeklagte be-
halten ihre verfassungsmäßigen Rechte. Nachrichtendienste 
können nur nach Erlaubnis einer Justizbehörde Ermittlungen 
durchführen. Ferner ist eine gerichtliche Anordnung nötig, 
um mündliche, schriftliche oder elektronische Kommunika-
tion abzufangen bzw. abzuhören oder personenbezogene 
Daten weiterzugeben. Das Gesetz regelt detailliert, aus wel-
chen Gründen und wie Abhören möglich ist; die erforderli-
che gerichtliche Anordnung ist nur 60 Tage gültig und kann 
um weitere 60 Tage verlängert werden. Die dadurch gewon-
nenen Daten müssen vernichtet werden, wenn kein Strafver-
fahren eingeleitet wird. Grundsätzlich ist es untersagt, perso-
nenbezogene Daten über Religion, ethnische Zugehörigkeit, 
private Handlungen oder politische Meinungen zu sammeln.

Auf weiteren, vor allem von den USA forcierten internationa-
len Druck musste Argentinien seine Gesetzgebung verschär-
fen. Unter anderem erforderten die Verpflichtungen der Fi-
nancial Action Task Force (FATF) eine Änderung des Strafge-
setzbuches. Sonst wäre Argentinien auf die »schwarze Liste« 
der nicht kooperierenden Staaten im Kampf gegen den Ter-

https://www.feinstein.senate.gov/public/index.cfm/2014/3/feinstein-statement-on-intelligence-committee-s-cia-detention-interrogation-report
https://www.feinstein.senate.gov/public/index.cfm/2014/3/feinstein-statement-on-intelligence-committee-s-cia-detention-interrogation-report
https://www.feinstein.senate.gov/public/index.cfm/2014/3/feinstein-statement-on-intelligence-committee-s-cia-detention-interrogation-report
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2020-11/ueberwachung-terrorismusgesetz-fingerabdruecke-ausweis-freiheit
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rorismus gesetzt worden. Für das wirtschaftlich geschwächte 
Land hätte dies umso größere Schwierigkeiten im Bereich 
Handel und Investitionen bedeutet. Das am 4. Juli 2007 ver-
abschiedete Gesetz, das Ley 25.268, bezog sich formal auf 
das Verbot der »Terrorismusfinanzierung«, doch die Ände-
rungen des Strafgesetzbuches gingen weit über die Finan-
zierungsfrage hinaus. So wurde unter anderem auch der 
Straftatbestand der »illegalen terroristischen Vereinigung« 
geschaffen. Mitglieder einer solchen Vereinigung konnten 
nunmehr mit fünf und bis zu 20 Jahren Haft bestraft wer-
den; wer Hilfsmittel oder Geld zur Verfügung stellte, musste 
mit fünf bis 15 Jahren Haft rechnen. Mit dem Anti-Terroris-
mus-Gesetz, dem Ley Antiterrorista (26.734) vom 28. De-
zember 2011, wurden diese Strafen noch erhöht, die Min-
dest- und Höchststrafen jeweils verdoppelt. Problematisch 
ist jedoch, dass diese Verschärfung nicht nur auf terroristi-
sche Gewaltdelikte beschränkt ist, sondern auf jede Straftat 
des Strafgesetzbuches angewendet werden kann. Nunmehr 
kann jede Straftat mit dem Doppelten der ursprünglichen 
im Strafgesetzbuch festgelegten Strafe geahndet werden.
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AUSTRALIEN
Als einer der engsten militärischen und geheimdienstlichen 
Verbündeten der USA im »Globalen Krieg gegen den Terroris-
mus« ist Australien umso mehr zur Zielscheibe terroristischer 
Anschläge geworden. Um bevorstehenden oder möglichen 
Angriffen zuvorzukommen, haben die australischen Sicher-
heitsbehörden allein im Zeitraum von September 2014 bis 
Dezember 2019 über ein Dutzend größere und über 40 klei-
nere Anti-Terrorismus-Operationen durchgeführt und in die-
sem Zusammenhang knapp 100 Personen angeklagt.

Um ihrer Bevölkerung – und nicht zuletzt auch dem Ko-
alitionspartner USA  – die Wehrhaftigkeit des Landes zu 
demonstrieren, hat die australische Regierung eine Vielzahl 
neuer Anti-Terrorismus-Gesetze erlassen oder bestehende 
modifiziert. In der Zeit vom 11. September 2001 bis Novem-
ber 2007 wurde im Schnitt alle sieben Wochen ein neues Ge-
setz in Kraft gesetzt. Ende September 2019 wurden bereits 
über 80 neue Sicherheitsgesetze gezählt. Dieser von kri-
tischen Beobachtern als »Hyper-Gesetzgebung« bezeich-

nete legislative Aktionismus ist bis heute fortgesetzt worden. 
Es ist indes nicht nur die Anzahl der Gesetze, sondern auch 
ihr umfangreicher Geltungsbereich und die massiven Eingriffe 
in persönliche Freiheitsrechte, die Australien unter den west-
lichen Demokratien hervorheben.

Einen Monat nach den Terroranschlägen von Christchurch 
im März 2019 verabschiedete das australische Parlament das 
Criminal Code Amendment (Sharing of Abhorrent Vio-
lent Material) Act. Das Gesetz fügt dem Strafgesetzbuch 
neue Straftaten in Bezug auf Online-Inhalte hinzu. Internet-
dienstanbieter und Inhaltsdienstleister machen sich strafbar, 
wenn sie »abscheuliches gewalttätiges« Material – definiert 
als Mord oder versuchter Mord, terroristische Handlung, Fol-
ter, Vergewaltigung oder Entführung – nicht »innerhalb einer 
angemessenen Frist«, die jedoch nicht genauer festgelegt 
ist, beseitigen.

Um der Bedrohung durch zurückkehrende terroristische 
Kämpfer zu begegnen, hat die australische Regierung wei-
tere Gesetze verabschiedet. Im September 2019 wurde das 
Australian Citizenship Amendment (Citizenship Cessa-
tion) Act 2020 (Act 88) – in Kraft gesetzt, um Bedenken zu 
begegnen, dass die bislang gültige Antiterrorgesetzgebung 
mehrere Hochrisikotäter nicht abdeckt, etwa ehemalige aus-
tralische IS-Kämpfer in Syrien oder Irak, die nach Australien 
zurückgekehrt sind. Das Citizen Cessation Bill ermöglicht dem 
Innenminister, »Dual-National-Terroristen« ihre australische 
Staatsbürgerschaft zu entziehen. Mit dem Gesetzt wurde die 
Anzahl der Personen erweitert, gegen die die Regierung we-
gen terroristischer Aktivitäten ermitteln und sie strafrechtlich 
verfolgen kann, indem die bisherige Frist vom 12. Dezember 
2015 auf den 29. Mai 2003 zurückdatiert wurde. Die Sicher-
heitsbehörden ermitteln nunmehr gegen über 230 Personen 
in Australien wegen Unterstützung terroristischer Gruppen, 
die am Syrien-Irak-Konflikt beteiligt gewesen sind. In diesem 
Zusammenhang wurden über 250 australische Pässe annul-
liert oder Anträge abgelehnt. Das ebenso 2019 verabschie-
dete Counter-Terrorism (Temporary Exclusion Orders) 
Bill gibt dem Premierminister sogar die Befugnis, australi-
schen Staatsbürgern bis zu zwei Jahre lang die Wiedereinreise 
zu verwehren, wenn sie im Verdacht stehen, für eine terroris-
tische Organisation im Ausland gekämpft oder sie anderwei-
tig unterstützt zu haben. So könnte etwa ein Aufenthalt in 
verdächtigen Gebieten, etwa Mossul im Irak, auch Geschäfts-
leute oder Touristen bei der Rückkehr in ihr Heimatland vor 
größere Erklärungsnöte und Probleme mit den Sicherheits-
diensten ihres Landes stellen.
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BRASILIEN
Brasilien ist ein weiteres Land, in dem die historische Erfah-
rung einer Militärdiktatur die Einstellungen und Gesetzge-
bungen im Umgang mit dem Terrorismus bis heute prägen. 
Brasiliens Regierungsverantwortliche, darunter auch ehema-
lige Guerrilla-Kämpfer die von den Schergen der von 1964 bis 
1989 herrschenden Militärjunta als Terroristen verfolgt, inhaf-
tiert und gefoltert wurden, widersetzen sich auch heute dem 
Druck der USA und internationaler Organisationen, wirksa-
mere Anti-Terrorismus-Gesetzgebungen in Kraft zu setzen. 
Da das Land bislang von Terrorangriffen verschont geblie-
ben ist, wird der islamistische Terrorismus in Brasilien ohnehin 
nicht als Gefahr wahrgenommen. Vielmehr wird befürchtet, 
dass eine engere Verbindung mit den USA im Kampf gegen 
den islamistischen Terrorismus das Land erst zur Zielscheibe 
terroristischer Anschläge machen könnte.

Mangels einer spezifischen Anti-Terrorismus-Gesetzgebung 
wurden in der Vergangenheit sunnitische Extremisten wieder 
auf freien Fuß gesetzt oder wegen anderer Straftaten, etwa 
gefälschter Aufenthaltsgenehmigungen, belangt. Selbst 
im Vorfeld der Olympischen Sommerspiele 2016 in Rio de 
Janeiro konnte ein Terrorismusverdächtiger namens Ibrahim 
Chaiboun Darwiche, der zuvor drei Monate vom Islamischen 
Staat (IS) in Syrien ausgebildet worden war und nach sei-
ner Rückkehr nach Brasilien Scharfschützentraining absolviert 
hatte, nicht wegen terroristischer Aktivitäten festgenommen 
und angeklagt werden. Erst ein juristischer Präzedenzfall er-
möglichte der brasilianischen Polizei, den Terrorverdächtigen 
etwa von Flughäfen und Sportarenen fernzuhalten.

In der Verfassung Brasiliens wird Terrorismus zwar als schwe-
res Verbrechen deklariert, das nach einer Anklage keine Kau-
tion und nach einer Verurteilung keine Gnadengesuche oder 
Amnestie zulässt. Aber es gibt keine entsprechende Gesetz-
gebung, die den Sicherheitsdiensten, etwa durch Abhören 
von Telekommunikation oder Infiltration, ermöglichen würde, 
gegen potenzielle Attentäter vorzubeugen. Bezeichnender-
weise ist Terrorismus in Brasilien nur im Zusammenhang mit 
der Entschädigung von Opfern terroristischer Anschläge defi-
niert worden. Die Definition ist vage formuliert, und es obliegt 
dem Verteidigungsminister festzustellen, ob ein Anschlag mit 
einer terroristischen Absicht verübt wurde.

Das 2013 verabschiedete Gesetz gegen Organisierte Kri-
minalität (Organized Crime Act, 12850) kann auf »inter-
nationale terroristische Organisationen« angewendet wer-
den. Offen bleibt indes auch in dieser Gesetzgebung, wel-
che Charakteristika eine Organisation zu einer terroristischen 
qualifizieren. Unter anderem wurde auch diese fehlende Spe-

zifizierung von den USA, der Europäischen Union und den 
Vereinten Nationen kritisiert. So bemängelte auch die Finan-
cial Action Task Force (FATF), dass Brasilien die Finanzierung 
von Terrorismus nicht in dem geforderten Maße unter Strafe 
gestellt und unterbunden hat.

Dennoch hat der internationale Druck, vor allen durch die 
USA, mittlerweile dafür gesorgt, dass Brasilien internationa-
len Konventionen auch innenpolitisch Gesetzeskraft verlieh. 
Im März 2016 wurden mit dem Anti-Terrorismus-Gesetz 
(Anti-Terrorism Bill, 13.260) terroristische Aktivitäten, 
etwa die Rekrutierung und Ausbildung, als kriminelle Tatbe-
stände etabliert. Im selben Jahr wurde auch die Finanzierung 
von Terrorismus unter Strafe gestellt und das Einfrieren von 
Vermögen Terrorverdächtiger ermöglicht.
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CHINA
Chinas Regierungsverantwortliche betrachten Terrorismus zu-
sammen mit religiösem Extremismus und Separatismus als 
eines der »Drei Übel«. Die drei miteinander verbundenen 
»bösen Kräfte« gelten als Bedrohungen für die nationale Si-
cherheit und regionale Stabilität des Landes. Seit den spä-
ten 1980er-Jahren sind die kulturellen und religiösen Unter-
schiede zwischen den Uiguren und den Han-Chinesen als 
Gefahr für die nationale Einheit gesehen worden. Aufstände 
in Xinjiang, der Autonomen Region im Nordwesten Chinas, 
wo die meisten Uiguren leben, verstärkten diese Bedrohungs-
wahrnehmung.

Nicht einmal drei Monate nach »9/11«, am 29. November 
2001, hat die chinesische Staatsführung in einem offiziellen 
Dokument mit dem Titel »Terrorist Activities Perpe-
trated by ›Eastern Turkistan‹ Organizations and their 
Ties with Osama bin Laden and the Taliban« denn auch 
eine Verbindung der ethnischen Minderheit der Uiguren mit 
dem islamistischen Terrorismus behauptet. China konnte 
schließlich auch die internationale Staatengemeinschaft da-
von überzeugen, dass das »Eastern Turkistan Islamic Move-
ment« (ETIM) die Sicherheit Chinas und der Welt gefährdet. 
Mit einem Exekutiverlass (U.S. Executive Order 13224) vom 
23. September 2001 und mit der Sicherheitsratsresolution 
1390 (vom 16. Januar 2002), deklarierten die USA bzw. die 
Vereinten Nationen die bis dahin wenig bekannte uigurische 
Gruppe als »terroristische Organisation«.
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Nach »9/11« hat die chinesische Regierung zahlreiche schritt-
weise Änderungen an ihrem Strafrecht vorgenommen  – 
unter anderem auch, um internationale Vorgaben, etwa 
gegen die Terrorismusfinanzierung, umzusetzen – die erst 
im Jahr 2015 in einem Gesetz zur Nationalen Sicherheit 
(National Security Law, NSL) und einem Anti-Terroris-
mus-Gesetz (Counter-Terrorim Law, CTL) zusammenge-
fasst wurden, um die Terrorismusbekämpfung des Landes zu 
systematisieren.

Mit dem Anti-Terrorismus-Gesetz sollten der Informations-
fluss zwischen den Sicherheitsinstitutionen verbessert und de-
ren Operationen effizienter gemacht werden. Federführend 
im Kampf gegen Terroristen und Separatisten sind die Mi-
nisterien für Staatssicherheit und für Öffentliche Sicherheit, 
die Volksstaatsanwaltschaft und die Gerichtshöfe. Eine dem 
Staatsrat unterstellte, nationale Leitungsinstitution für Anti-
Terror-Arbeit sowie ein staatliches Anti-Terror-Nachrichten-
zentrum wurden neu geschaffen. Bereits im Dezember 2015 
hatte China den ersten Anti-Terror-Beauftragten aus den Rei-
hen des Ministeriums für Öffentliche Sicherheit ernannt.

Nach dem Gesetz sind alle, auch ausländische Telekommuni-
kationsunternehmen und Internetdienstprovider angehalten, 
die Regierung bei der Prävention und Untersuchung terroris-
tischer Aktivitäten zu unterstützen. Die Polizei erhielt umso 
mehr Befugnisse, »technische Untersuchungen« und »ge-
heime Inhaftierungen« durchzuführen. Die im Zuge techni-
scher Untersuchungen, sprich verdeckter Maßnahmen, er-
langten Beweismittel sind auch vor Gerichten zulässig. Ge-
heime Inhaftierungen ermöglichen der Polizei darüber hinaus 
Personen, die terroristischer Straftaten verdächtigt werden, 
an einem bestimmten Ort einzusperren ohne eine Haftan-
zeige an die Familie auszustellen, wenn dies die Untersu-
chung gefährden könnte.

Des Weiteren haben die Bürger die patriotische Pflicht, im 
»Volkskrieg« gegen den Terrorismus als Informanten zu die-
nen. Auch die Medien arbeiten im Kriegszustand: ihre Be-
richterstattung über Anschläge und die Gegenmaßnahmen 
der Regierung wurde eingeschränkt. Chinas Anti-Terrorismus-
Gesetz sieht unter anderem auch vor, dass die bewaffnete 
Volkspolizei und die Volksbefreiungsarmee notfalls auch Anti-
Terror-Einsätze im Ausland durchführen können.

Auch im Inneren sorgen Einheiten der Volkspolizei und Volks-
befreiungsarmee für Recht und Ordnung. In der Autonomen 
Region Xinjiang sind zudem die sogenannten Produktions- 
und Konstruktionskorps in der Terrorbekämpfung involviert. 
Diese militärisch-kommerziellen Einheiten betreiben Land-
wirtschaft, Bergbau und Industrieunternehmen.

Im März 2017 erließ die Regierung Xinjiangs ein besonde-
res Gesetz zur Bekämpfung von religiösem Extremis-
mus, das unter anderem auch Vorschriften zur Kindererzie-
hung vorsieht. Als Reaktion auf ein IS-Propagandavideo, in 
dem ein Kämpfer in uighurischer Sprache Drohungen gegen 
China ausgestoßen hatte, rief Chinas Staatspräsident Xi Jin-
ping beim Nationalen Volkskongress in Beijing dazu auf, eine 
»große Mauer aus Stahl« um Xinjiang zu errichten.
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DEUTSCHLAND
Bei der Strafverfolgung und Prävention terroristischer Hand-
lungen setzt Deutschland im nationalen Kontext auf den be-
stehenden rechtstaatlichen Rahmen und die bewährten straf-
rechtlichen Instrumente. Bereits im Zuge der Bekämpfung 
der Roten Armee Fraktion (RAF) wurde 1976 ein neuer Straf-
tatbestand, namentlich die Mitgliedschaft in einer terroristi-
schen Vereinigung, in das Strafgesetz aufgenommen (§ 129a 
StGB) und das Kontaktsperregesetz von 1977 erlassen. In 
der Bundesrepublik gibt es kein gesondertes Verfahren bei 
der Strafverfolgung von Terrorismus: Personen, die terroris-
tischer Straftaten verdächtigt oder dafür verurteilt werden, 
haben die gleichen Rechte wie alle anderen Beschuldigten, 
etwa bei der Vernehmung, in der Hauptverhandlung und hin-
sichtlich der Möglichkeit, Rechtsmittel gegen Gerichtsurteile 
einzulegen.

Die Kompetenzen für die Terrorismusbekämpfung sind in 
Deutschland auf eine Reihe von Bundesbehörden verteilt. 
Für die Verfolgung terroristischer Handlungen sind der Ge-
neralbundesanwalt (GBA), die Oberlandesgerichte (OLG) und 
der Bundesgerichtshof (BGH) zuständig. Desweitern unter-
stützen auch das Bundeskriminalamt (BKA) und die Landes-
kriminalämter (LKA) bei der Strafverfolgung; zusammen mit 
der Bundespolizei (BPol) üben sie auch präventive Aufgaben 
aus, ebenso wie die Nachrichtendienste: Während der Bun-
desnachrichtendienst (BND) Informationen im Ausland be-
schafft, sind das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) und 
der Militärische Abschirmdienst (MAD) im Inland zuständig. 
Bei der Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung sind die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) und 
die zum BKA gehörende Zentralstelle für Verdachtsanzeigen 
federführend.

https://jamestown.org/program/new-law-reshapes-chinese-counterterrorism-policy-and-operations/
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Nach dem 11. September 2001 hat die Bundesregierung zu-
nächst mit zwei umfangreichen »Sicherheitspaketen« den Si-
cherheitsbehörden umfangreichere präventive Maßnahmen 
ermöglicht, um etwa Informationen über Reisebewegungen, 
Finanzströme oder das Verhalten von Verdächtigen zu gewin-
nen. Um den automatisierten Datenvergleich effizienter zu 
machen, wurden in sogenannten Rasterfahndungen unter 
anderem auch bestimmte soziale Daten einbezogen.

Mit dem ersten Gesetz zur Änderung des Vereinsgeset-
zes, dem sogenannten Sicherheitspaket I, vom 4. Dezem-
ber 2001 können nunmehr auch Religionsgemeinschaften 
und weltanschaulichen Gesellschaften Vereinsverbote auf-
erlegt werden, wenn ihre Ziele oder Aktivitäten auf Strafta-
ten abzielen und der verfassungsmäßigen Ordnung oder der 
Völkerverständigung zuwider handeln. Damit wurde das bis 
dahin nach dem Vereinsgesetz geltende »religiöse Privileg«, 
gemäß dem Beschränkungen gegen Religionsgemeinschaf-
ten nicht möglich waren, abgeschafft. In der Folge wurden 
mehrere Organisationen verboten, etwa »The Caliphe State« 
(am 8. Dezember 2001), »Al-Aqsa e. V.« und »Hizb-ut Tahrir« 
(am 15. Januar 2003).

Mit dem Sicherheitspaket II, dem Gesetz zur Bekämp-
fung des internationalen Terrorismus (kurz: Terroris-
musbekämpfungsgesetz) vom 9.  Januar 2002 wurden 
viele Sicherheitsstatuten aus verschiedenen Bereichen ent-
sprechend der neuen Bedrohung angepasst. Umfangreiche 
Befugnisse, etwa bei der Sammlung von Informationen von 
Fluggesellschaften, Kreditinstituten und Telekommunika-
tionsdiensten, die die Nachrichtendienste »vorübergehend« 
erhielten, wurden nach einer Bewertung durch wissenschaft-
liche Sachverständige im Dezember 2015 bis auf weiteres 
verlängert.

Im August 2009 wurden durch das Gesetz zur Verfol-
gung der Vorbereitung von schweren staatsgefähr-
denden Gewalttaten (GVVG) drei neue Bestimmungen 
in das Strafgesetzbuch aufgenommen. Demnach ist straf-
bar, wer Kontakte mit einer terroristischen Vereinigungen in-
itiiert oder aufrechterhält, schwere, staatsgefährdende Ge-
walttaten vorbereitet oder Weisungen dazu erteilt. Mit dem 
Gesetz zur Änderung der Verfolgung der Vorberei-
tung von schweren staatsgefährdenden Gewalttaten 
(GVVG-Änderungsgesetz, GVVG-ÄndG) vom Juni 2015 
sind nunmehr auch Reisen ins Ausland strafbar, die mit der 
Absicht unternommen werden, den Terrorismus zu erleich-
tern. Des Weiteren wurde die Finanzierung von Terrorismus-
handlungen unter Strafe gestellt.

Um den Informationsaustausch im Kampf gegen den Ter-
rorismus, unter anderem auch mit ausländischen Nachrich-
tendiensten, zu verbessern, trat am 30. Juli 2016 das Ge-
setz zum besseren Informationsaustausch bei der Be-
kämpfung des internationalen Terrorismus in Kraft. Um 
die internationale Kooperation zu verbessern, hat Deutsch-
land alle dreizehn Anti-Terror-Übereinkommen der Verein-
ten Nationen (UN) unterzeichnet und ratifiziert. Die Bundes-
regierung unterstützt die Arbeit des Ausschusses für Terro-
rismusbekämpfung (Counter-Terrorism Committee, CTC) des 

UN-Sicherheitsrates, der die Umsetzung der Sanktionen in 
den Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen prüft. Deutsch-
land ist auch Mitglied der Task Force Finanzielle Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Geldwäsche (FATF). Deren neun beson-
dere Empfehlungen zur Terrorismusbekämpfung wurden in 
Deutschland umgesetzt.

Ohne größeres öffentliches Aufsehen hat im November 
2020 der Bundestag jene ursprünglich befristeten Sicher-
heitsgesetze endgültig entfristet, die nach dem 11. Sep-
tember 2001 verabschiedet und danach bereits mehrfach ver-
längert wurden.
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FRANKREICH
Die französischen Rechtsvorschriften zur Terrorismusbekämp-
fung sind umfangreich. Sie sind jeweils in der Folge von An-
schlägen etabliert worden, zunächst 1986 als Reaktion auf 
eine Serie terroristischer Angriffe, etwa der Volksfront zur Be-
freiung Palästinas (Popular Front for the Liberation of Pales-
tine, PFLP), der Abu Nidal Organisation und der Armenischen 
Geheimarmee zur Befreiung Armeniens, kurz ASALA. Die 
Anschläge vom 11. September 2001 sowie die Bombenan-
schläge von Madrid im März 2004 und London im Juli 2005 
sowie die Anschläge auf heimischen Boden seit 2015 bewirk-
ten zahlreiche weitere Anti-Terrorgesetze.

Grundlage französischer Antiterrorgesetze ist das Gesetz 
vom 9. September 1986, das in der Folge, insbesondere 
seit den Anschlägen vom 11. September 2001, mehrfach ak-
tualisiert wurde, etwa durch das Gesetz vom 15. Novem-
ber 2001, das Gesetz vom 18. März 2003, das Gesetz 
vom 9. März 2004, das Gesetz vom 23. Januar 2006, 
das Gesetz vom 21. Dezember 2012, das Gesetz vom 
13. November 2014 und das Gesetz vom 24. Juli 2015.

Nach dem tödlichen Angriff auf die Redaktion des französi-
schen Satiremagazins Charlie Hebdo vom Januar 2015 und 
die ebenso islamistisch motivierten Anschläge von Paris am 
13. November desselben Jahres, bei dem weitere 130 Men-
schen ihr Leben verloren und Hunderte verletzt wurden, rief 
die französische Regierung sogar den Ausnahmezustand 
aus. Während des Notstands haben sich Militärgerichte mit 
Straftaten befasst, für die normalerweise Schwurgerichte zu-
ständig sind. Präfekten durften jederzeit Hausdurchsuchun-

https://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=0900001680641010
https://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=0900001680641010


FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG – Anti-Terrorismus-Gesetze und Machtbefugnisse

16

gen bei Verdächtigen anordnen und Versammlungen verbie-
ten, von denen zu befürchten war, dass sie zu Unruhen füh-
ren würden. Der Ausnahmezustand wurde insgesamt sechs 
Mal verlängert und erst zwei Jahre später, am 31. Oktober 
2017, aufgebhoben.

Nicht alle Notstandsmaßnahmen waren damit beendet, sie 
wurden größtenteils in ein dauerhaftes Gesetz gegossen. Im 
Oktober 2017 wurde das Gesetz zur Stärkung der in-
neren Sicherheit und Terrorismusbekämpfung (Projet 
de loi renforçant la sécurité intérieure et la lutte contre le 
terrorisme, SILT) verabschiedet, das verschiedene Änderun-
gen des Strafgesetzbuches vornahm und zahlreiche Maß-
nahmen hinzufügte, die bis dato nur im Ausnahmezustand 
zulässig waren.

Im Dezember 2020 hat der Ministerrat den Gesetzentwurf 
zur Stärkung der republikanischen Prinzipien ange-
nommen, der neue Straftatbestände gegen Hass im Internet 
und ein Verbot des Schulunterrichts zuhause vorsieht. Präfek-
turen erhielten mehr Befugnisse zur Überwachung und ggf. 
Auflösung radikalisierter Vereine.

Nur fünf Tage nachdem ein Polizist in Rambouillet südwestlich 
von Paris von einem Attentäter erstochen wurde, präsentierte 
am 28. April 2021 die französische Regierung die Vorlage für 
ihr neues Anti-Terrorismus-Gesetz. Sie zielt darauf ab, die 
Bestimmungen des Geheimdienstgesetzes vom Juli 2015 
und des Gesetzes vom Oktober 2017 (SILT) zu stärken. 
Demnach soll den Sicherheitsbehörden zudem erlaubt wer-
den, die Internetnutzung verdächtiger Personen mit Hilfe von 
Algorithmen systematisch zu überwachen. Auch der Polizei 
soll es erleichtert werden, die Wohnung von Terrorverdächti-
gen zu durchsuchen. Verurteilte Terroristen sollen auch nach 
ihrer Haftentlassung überwacht und Auflagen erteilt, etwa 
die Teilnahme an bestimmten Versammlungen verboten wer-
den.

Es gibt in Frankreich keine Behörde, die ausschließlich der Be-
kämpfung des Terrorismus gewidmet wäre. Vielmehr wer-
den alle Dienste mobilisiert, die zur Prävention terroristischer 
Handlungen beitragen können. Hingegen ist in Frankreich 
die Strafverfolgung zentralisiert, beim tribunal de grande in-
stance, einer Justizbehörde in der Fachrichter für die Ver-
handlung, Verurteilung und Vollstreckung von terroristischen 
Straftaten spezialisiert sind.

LITERATUR: FRANKREICH

Conseil de l’Europe – Comité d'experts sur le terrorisme (Codex-
ter) (April 2008). Profils nationaux relatifs à la capacité de lute contre le 
terrorisme, https://rm.coe.int/16806ed4f6

D’Amato, Silvia (2019). Cultures of Counterterrorism: French and Italian 
Responses to Terrorism After 9/11. London/New York: Routledge.

International Commission of Jurists Human Rights in Practice 
(2019). Comparative Research on Counter-terrorism Laws and Practices in 
Second-tier Priority Countries, 26. Juli, https://www.icj.org/wp-content/ 
uploads/2020/11/Second-tier-countries_comparative-research_7_2019.pdf

Rohrer, Charlotte (2017). How and Why Does Counterterrorism Legis-
lation Differ Country From Country. An Analysis of the USA PATRIOT Act 
and France’s State of Emergency Laws, 8. Dezember, https://www.rese-
archgate.net/publication/343350491_How_and_Why_does_Counterterro-
rism_Legislation_differ_Country_from_Country_An_Analysis_of_the_USA_
PATRIOT_Act_and_France%27s_state_of_emergency_laws

7	

GROSSBRITANNIEN
Die meisten mutmaßlichen Terroristen werden in Großbritan-
nien entsprechend allgemein gültiger Straftatbestände ver-
folgt und verurteilt. Im Vereinigten Königreich gibt es jedoch 
auch einige »terroristische Straftaten«, etwa solche im Zu-
sammenhang mit der Finanzierung und Unterstützung ter-
roristischer Gruppen oder Aktivitäten.

Im Zuge der Terrorbekämpfung in Nordirland wurde diese 
Rechtsgrundlage bereits vor dem 11. September 2001 mit 
dem Terrorism Act 2000 etabliert. Demnach können auch 
Gruppen verboten werden, die nach Einschätzung des Se-
cretary of State mit Terrorismus zu tun haben (»concerned in 
terrorism«). Im Interesse der nationalen Sicherheit oder zur 
Verhütung oder Aufdeckung schwerer Straftaten kann der 
Secretary of State mit einem Haftbefehl auch eine »intru-
sive Überwachung« durch die Sicherheits- und Nachrichten-
dienste genehmigen. Mit dem Terrorism Act wurden auch 
die Befugnisse der Polizei erweitert, etwa bei der Durchsu-
chung von Fußgängern und Fahrzeugen. Sollten Befugnisse 
länger als 48 Stunden ausgeübt werden, müssen sie jedoch 
von einem leitenden Beamten genehmigt und vom Secre-
tary of State bestätigt werden. Ebenso haben Zoll- und Ein-
wanderungsbeamte erweiterte Kompetenzen bei der Terro-
rismusbekämpfung, um zum Beispiel Personen in Flughäfen 
und Hoverports aufzuhalten, von ihnen eine Identifizierung 
zu verlangen, zu befragen, zu durchsuchen und festzuneh-
men. Ohne Genehmigung können sie indes Informationen 
über Passagiere oder die Besatzung von Schiffs- oder Flug-
zeugeigentümern anfordern.

Gemäß dem unmittelbar nach den Anschlägen vom 11. Sep-
tember, am 14.  Dezember 2001 erlassenen Anti-Terror, 
Crime and Security Act (ATCS Act) dürfen »zugelassene 
Beamte« (das sind Konstabler, Zoll- oder Einwanderungs-
beamte) Bargeld beschlagnahmen, wenn sie berechtigte 
Gründe für den Verdacht haben, dass es sich um Bargeld im 
Zusammenhang mit Terrorismus handelt. Beschlagnahmtes 
Bargeld muss innerhalb von 48 Stunden freigegeben werden, 
es sei denn, ein Magistratsgericht erlässt eine Anordnung, die 
eine weitere Beschlagnahme von bis zu drei Monaten zulässt. 
Nach dem ATCS-Gesetz kann auch Vermögen eingefroren 
werden, wenn eine natürliche Person, ein Unternehmen oder 
ein Land ein Risiko für die britische Wirtschaft, das Leben oder 
Eigentum britischer Staatsangehöriger oder Gebietsansässi-
ger darstellt. Desweitern erteilt das Gesetz umfangreichere 
Befugnisse bei der Regulierung der Flugsicherheit sowie der 
Speicherung von Kommunikationsverkehrsdaten.

https://rm.coe.int/16806ed4f6
https://www.icj.org/wp-content/uploads/2020/11/Second-tier-countries_comparative-research_7_2019.pdf
https://www.icj.org/wp-content/uploads/2020/11/Second-tier-countries_comparative-research_7_2019.pdf
https://www.researchgate.net/publication/343350491_How_and_Why_does_Counterterrorism_Legislation_differ_Country_from_Country_An_Analysis_of_the_USA_PATRIOT_Act_and_France%27s_state_of_emergency_laws
https://www.researchgate.net/publication/343350491_How_and_Why_does_Counterterrorism_Legislation_differ_Country_from_Country_An_Analysis_of_the_USA_PATRIOT_Act_and_France%27s_state_of_emergency_laws
https://www.researchgate.net/publication/343350491_How_and_Why_does_Counterterrorism_Legislation_differ_Country_from_Country_An_Analysis_of_the_USA_PATRIOT_Act_and_France%27s_state_of_emergency_laws
https://www.researchgate.net/publication/343350491_How_and_Why_does_Counterterrorism_Legislation_differ_Country_from_Country_An_Analysis_of_the_USA_PATRIOT_Act_and_France%27s_state_of_emergency_laws


Indien

17

Nachdem am 7.  Juli 2005 vier mit Al-Qaida verbundene 
Selbstmordattentäter mit Anschlägen auf die Londoner 
U-Bahn und auf einen Doppeldeckerbus insgesamt 52 Men-
schen töteten und über 700 weitere verletzten, legalisierte 
die britische Regierung weitere verschärfte Maßnahmen. Der 
Prevention of Terrorism Act 2005 ermöglichte die Verhän-
gung von »Kontrollanordnungen« für Personen, von denen 
angenommen wurde, dass sie an terroristischen Aktivitäten 
beteiligt waren. Mit diesen Präventivanordnungen, die einer 
verdächtigen Person – ungeachtet ihrer Nationalität – eine 
oder mehrere Verpflichtungen auferlegten, sollte ihre Betei-
ligung an terroristischen Aktivitäten eingeschränkt, unterbro-
chen oder bestenfalls verhindert werden. Verstöße gegen die 
Kontrollanordnungen ohne angemessene Entschuldigung 
galten als Straftat, die mit einer Geldstrafe und/oder Frei-
heitsstrafe von bis zu fünf Jahren geahndet wurde. Mit dem 
Terrorism Prevention and Investigation Measures Act 
2011 wurden diese »Kontrollanordnungen« aufgehoben.

Ohnehin erlaubt es der Terrorism Act 2000 einem Konstabler, 
eine Person festzunehmen, die von ihm als Terrorist verdäch-
tigt wird. Mit dem Terrorism Act 2006 wurde der Höchst-
zeitraum, in dem ein Terrorverdächtiger vor der Anklage fest-
gehalten werden kann, auf 28 Tage verlängert. Zudem macht 
das Terrorismusgesetz von 2006 eine Reihe weiterer Aktivitä-
ten strafbar: wer etwa Terrorismus verherrlicht, dazu ermu-
tigt, auch indem er terroristische Veröffentlichungen verbrei-
tet, terroristische Techniken vermittelt, radioaktive Materia-
lien herstellt oder besitzt.
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INDIEN
Terrorismus in Indien ist nicht erst seit dem 11. September 
2001 ein Thema. Seit den 1980er-Jahren haben Aufständi-
sche der Kaschmir-Region auch die indische Bevölkerung ver-
unsichert. Gleichwohl haben die Qualität und Quantität der 
Attentate seit dem 11. September zugenommen. Im kollek-
tiven Gedächtnis verblieben indes die Terrorangriffe, die vom 
26. bis 29. November 2008 in Mumbai durch zehn pakistani-
sche Männer der Terrorgruppe Lashkare-Tayyiba verübt wur-
den und 164 Menschen ihr Leben kosteten.

Federführend bei der Terrorismusbekämpfung ist die Ab-
teilung für Innere Sicherheit (Department of Internal Secu-
rity), die im Ministerium für Interne Angelegenheiten (Minis-
try of Home Affairs) verortet ist. Ein Gemeinsamer Geheim-
dienstausschuss koordiniert und analysiert Informationen des 
Research and Analysis Wing (RAW), der Auslandsgeheim-
dienstinformationen sammelt, sowie die internen Geheim-
dienstquellen des Intelligence Bureau (IB). Die operative Ein-
heit bei der Terrorismusbekämpfung ist die Central Reserve 
Police Force. Von Menschenrechtsorganisationen ist der Ein-
heit vorgeworfen worden, ihre Befugnisse vor allem im Um-
gang mit der muslimischen Bevölkerung und den Kaschmir-
Separatisten zu überdehnen.

Den Rechtsrahmen für die Aktivitäten der Sicherheitsbehör-
den haben drei nationale Gesetze gebildet. Das erste, der Un-
lawful Activities (Prevention) Act, wurde bereits im Jahre 
1963 in Kraft gesetzt, um der Zentralregierung Befugnisse zu 
erteilen, gegen separatistische Bewegungen vorzugehen und 
Indiens Souveränität zu gewährleisten. Zwischenzeitlich, von 
1985 bis 1995 war ein zweites Gesetz, der Terrorist and 
Disruptive Activities (Prevention) Act, in Kraft.

Das dritte Gesetz, der Prevention of Terrorism Act of 
2002, war die unmittelbare Antwort auf die Terroranschläge 
vom 11. September 2001. Es erlaubte die Inhaftierung mut-
maßlicher Terroristen ohne Gerichtsverfahren und gab den Si-
cherheitsbehörden umfangreiche Befugnisse zur Terrorismus-
prävention. Wegen öffentlicher Proteste gegen den Macht-
missbrauch der Sicherheitsbehörden wurde das Gesetz 2004 
vorerst aufgehoben. Gleichwohl versuchen die Gesetzge-
ber seitdem weiterhin, die Gesetzgebung peu à peu wieder 
in Kraft zu setzen.

Selbst nach den Anschlägen von Mumbai ist es in Indien poli-
tisch schwierig geblieben, ein umfassenderes Sicherheits-
gesetz zu erlassen, das den Bedürfnissen der diversen Eth-
nien und Religionen des Landes Rechnung trägt. Gleichwohl 
wurde im Februar 2015 in Indien der IS verboten und die 
Online-Überwachung sozialer Netzwerke verstärkt, um der 
Gefahr der Radikalisierung in Indien zu begegnen. Im Au-
gust 2019 wurde ein Gesetz zur Verhinderung rechtswidri-
ger Aktivitäten, der Unlawful Activities Prevention Act 
aus dem Jahre 1967, geändert, um die Benennung von 
Personen als Terroristen zu ermöglichen. Desweitern hat das 
indische Parlament 2019 Änderungen des National In-
vestigation Agency (NIA) Act von 2008 verabschiedet, 
um der NIA die Möglichkeit zu geben, Terrorismusfälle im 
Ausland zu verfolgen und die internationale Zusammenarbeit 
bei der Strafverfolgung zu verbessern.
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INDONESIEN
Indonesien ist der größte mehrheitlich muslimische Staat der 
Welt; knapp 90 Prozent seiner Bevölkerung sind muslimi-
schen Glaubens. Das Land wird schon seit den 1970er-Jahren 
durch Terrorismus konfrontiert, insbesondere von der »Freien 
Aceh-Bewegung« auf der Insel Sumatra. Die separatistische 
Gruppe will mit aller Gewalt eine radikalere Sicht des Islam 
durchsetzen. In der Militärdiktatur von General Haji Moha-
med Suharto (von 1967 bis 1998) wurden auch andere als 
»Terroristen« gebrandmarkte Regimegegner im rechtsfreien 
Raum mit allen Mitteln bekämpft.

Neben einheimischen bedrohen auch ausländische Terroris-
ten das Land. Al-Qaida (und Jemaah Islamiyah) verbreiteten 
bereits vor »9/11«, am Heiligabend 2000, mit ihren Angrif-
fen in Indonesien Angst und Schrecken, vor allem bei den 
christlichen Bevölkerungsteilen. Nach den Anschlägen vom 
11. September 2001 in den USA und (sechs Tage) nach den 
Bombenattentaten von Bali vom 12. Oktober 2002 wurde 
ein Anti-Terrorismus-Gesetz (Anti-Terror Law, ATL) in 
Kraft gesetzt. Mit dem ATL wurde Indonesiens Strafgesetz-
buch geändert, um der Terrorismusgefahr innerhalb seiner 
Grenzen mit effektiveren Strafverfolgungsmethoden begeg-
nen zu können.

Staatliche Maßnahmen bleiben jedoch gegenüber islami-
schen Organisationen, selbst wenn diese in Terrorakte invol-
viert sind, in einer mehrheitlich muslimischen Gesellschaft 
politisch heikel. So ist die der Al-Qaida nahe Organisation Je-
maah Islamiyah in Indonesien bis heute nicht offiziell verbo-
ten. Auch das seit 2003 geltende Anti-Terrorismus-Gesetz 
stellt weder die Unterstützung noch die Mitgliedschaft in 
einer ausländischen Terrororganisation unter Strafe. Selbst 
ein generelles Verbot des IS ist in Indonesien auf Basis gel-
tenden Rechts nicht durchsetzbar.

Die Anti-Terrorismus-Gesetzgebung von 2003 kann als Fort-
schritt in die Rechtstaatlichkeit angesehen werden, da nun-
mehr eine vom Militär institutionell unabhängige nationale 
Polizei, die Indonesian National Police (POLRI), für die Ter-
rorbekämpfung zuständig wurde und deren Befugnisse und 
Maßnahmen bei der Terrorismusbekämpfung gesetzlich ko-
difiziert wurden. Gleichwohl wird bei der Bekämpfung radi-
kalisierter Gruppen in Konfliktgebieten sowie für die Samm-
lung von Geheimdienstinformationen auch weiterhin das Mi-
litär eingesetzt. Ebenso geht die Polizei mit aller Gewalt und 
oft auch jenseits des neuen gesetzlichen Rahmens gegen 
im Land operierende Mitglieder militanter Gruppen wie die 
Mujahidin Indonesia Timur (MIT) vor. Die Anti-Terror-Ein-

heit »Densus 88« hat regelmäßig Aktionen unternommen, 
bei denen gesuchte Terroristen oder Terrorverdächtige fest-
genommen oder getötet wurden. Ihr Vorgehen nach dem 
Motto »shoot first, ask questions later« wurde ebenso wie 
angebliche Folterungen und Todesfälle in Polizeihaft von 
Menschenrechtsorganisationen kritisiert.

Gleichzeitig gelten Indonesiens Gefängnisse weiterhin als 
Nährboden für nationalen und weltweiten Terrorismus. Spä-
tere IS-Aktivisten wurden erst im Gefängnis mit jihadistischen 
Ideen von anderen Häftlingen inspiriert und für den IS rekru-
tiert. Indonesier, die etwa in Syrien für den IS kämpfen, ha-
ben vor ihrer Ausreise an vorbereitenden Selbsthilfegruppen 
in Gefängnissen teilgenommen.
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ITALIEN
Schon vor den Anschlägen vom 11. September 2001 in den 
Vereinigten Staaten hatten die italienischen Sicherheitsbe-
hörden das Wirken internationaler terroristischer Gruppen 
in Italien im Visier, die der Planung krimineller Handlungen 
auch im Ausland verdächtigt worden waren. Die neue Un-
sicherheitslage veranlasste die Regierungsverantwortlichen 
indes, neue legislative Maßnahmen zu ergreifen. Nach dem 
Gesetz Nr. 438, das unmittelbar nach dem 11. September 
2001 verabschiedet wurde, macht sich in Italien strafbar, wer 
sich an terroristischen Vereinigungen beteiligt oder diese för-
dert; bereits die Bereitstellung von Kommunikationsmitteln 
oder von Unterkünften für Mitglieder einer terroristischen 
Vereinigung ist ein Straftatbestand. Dementsprechend er-
hielten die Sicherheitsbehörden umfangreichere Befugnisse 
für Undercover-Operationen und die Überwachung von Tele-
kommunikation und Finanztransaktionen.

Auf Antrag der Staatsanwaltschaft kann ein Gereicht eine 
Anordnung erteilen, wenn »ausreichende Indizien« vorhan-
den sind, die es nahelegen, dass ein terroristisches Verbre-
chen begangen, versucht oder geplant worden ist. Die Ab-
höraktionen können nach einer anfänglichen Dauer von 
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vierzig Tagen verlängert werden, wenn das Gericht es für 
notwendig erachtet, die Ermittlungen fortzusetzen. Die da-
mit erwirkten Untersuchungsergebnisse können vor Gericht 
als Beweismittel dienen.

Mit dem Gesetz Nr. 155 wurden 2005 weitere »dringende 
Maßnahmen zur Bekämpfung des internationalen Terroris-
mus« gebilligt, um unter anderem auch gegen die aktive Re-
krutierung und Ausbildung für terroristische Zwecke vorzu-
gehen. Damit konnte Italien auch den Anforderungen inter-
nationaler Zusammenarbeit bei der Terrorismusbekämpfung 
genügen. Im August 2016 wurden mit einem Gesetz den 
Terrorismus-Bestimmungen des EU-Rates und der Vereinten 
Nationen auch in Italien Rechtskraft verliehen. Bereits da-
vor wurden am 18. Februar 2015 per Dekret Nr. 7 wei-
tere Maßnahmen für den Kampf gegen den internationalen 
Terrorismus eröffnet, unter anderem auch der italienischen 
Polizei und den Streitkräften ermöglicht, an internationalen 
Friedens- und Stabilisierungsmissionen in fragilen Staaten teil-
zunehmen.

In Italien gibt es gleichwohl keine militärische Zuständigkeit 
für Terrorismusfälle. Die nationale Anti-Mafia- und nunmehr 
auch Anti-Terrorismus-Staatsanwaltschaft ist als zentrale Jus-
tizbehörde befugt, landesweite Untersuchungen durchzufüh-
ren. Sie verwaltet auch eine nationale Datenbank über Ter-
rorismusfälle, die von den Staatsanwaltschaften der Bezirke 
untersucht und verfolgt werden. Mit dem Dekret Nr. 7/2015 
wurde das bislang auf organisierte Kriminalität fokussierte 
Mandat der ehedem Nationalen Anti-Mafia-Staatsanwalt-
schaft auf Terrorismusfälle erweitert. Die Mitarbeiter des 
Oberstaatsanwalts haben nun auch Zugang zu allen im Zu-
sammenhang mit Terrorismusfällen geführten Akten, die von 
den zuständigen Bezirksstaatsanwaltschaften bearbeitet wer-
den. Diese können auch mit der Polizei zusammenarbeiten. 
Ebenso wie Fälle der organisierten Kriminalität werden Terro-
rismusfälle von unabhängigen Bezirksstaatsanwälten (die sich 
koordinieren und Anweisungen an die Polizei erteilen) und 
von unabhängigen Richtern untersucht, verfolgt und vor Ge-
richt gestellt. Es ist auch Sache der Justiz, nach den Grundsät-
zen der Verhältnismäßigkeit und Subsidiarität, Maßnahmen 
anzuordnen und zu überprüfen, die auf Kosten von Grund-
rechten wie Privatsphäre und Freizügigkeit gehen.
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JAPAN
In Japan gibt es eine lange Tradition politisch motivierter Ge-
walttaten, die aus heutiger Sicht als Terrorismus bezeichnet 
werden können. Bereits Mitte des 19.  Jahrhunderts foch-
ten Samurai-Geheimbünde und auch später, in den 1930er-
Jahren, gewalttätige national-konservative Widerstandsbe-
wegungen gegen die Fremdbestimmung des Landes. Am 
15. Mai 1932 fiel sogar Japans Premierminister Inukai einem 
Terroranschlag rechtsgerichteter Marineoffiziere zum Opfer. 
In der jüngeren Vergangenheit der 1960er-, 1970er- und 
1980er-Jahre versuchte Japans Rote Armee (JRA) mit Ge-
walttaten gegen Repräsentanten des Staates und Anschlä-
gen im Ausland einen Regimewechsel im Sinne kommunisti-
scher Weltherrschaft herbeizuführen. Mit den von einer end-
zeitlich gesinnten Sekte namens Aum Shinrikyo am 20. März 
1995 verübten Sarin-Gas-Angriffen in der Tokioter U-Bahn, 
bei denen 12 Menschen ums Leben kamen und über 5.500 
weitere schwer erkrankten, wurde zum zweiten Mal auch in 
größerem Ausmaß die Zivilbevölkerung in Mitleidenschaft ge-
zogen, nachdem zuvor schon ein ähnlicher Angriff in Matsu-
moto sieben Menschen tötete und 144 weitere verletzt hatte.

Von den Anschlägen am 11. September 2001 waren ebenso 
japanische Staatsbürger betroffen; mehr als zwei Dutzend ja-
panische Mitarbeiter der Fuji Bank verloren ihr Leben im Süd-
Turm des World Trade Center. Japans Beteiligung am Globa-
len Krieg gegen den Terrorismus, der von den USA angeführt 
wurde, bewirkte, dass auch japanische Zivilisten ins Visier von 
Islamisten gerieten und im Irak gefangengenommen und ent-
hauptet wurden. Umso mehr wurde die japanische Öffent-
lichkeit schockiert, als im Januar 2015 eine weitere Geisel-
name japanischer Zivilisten durch Vertreter des Islamischen 
Staates (IS) in Syrien blutig endete und die Enthauptungen 
öffentlichkeitswirksam vor laufender Kamera vollzogen wur-
den.

Andere historische Erfahrungen, nämlich Japans Militarismus 
im Zweiten Weltkrieg und die daraus resultierende pazifisti-
sche Verfassung des Landes und seiner Bürger, erklären in-
des, warum die heutigen Regierungsverantwortlichen trotz 
alledem zögerlich im Umgang mit terroristischen Gefahren 
geblieben sind und eher besorgt sind, einem weiteren Militär-
staat im Lande vorzubeugen. Bezeichnenderweise sind in Ja-
pan auch die Polizei und deren nachrichtendienstliches Netz-
werk federführend bei Ermittlungen nach Terroranschlägen.

Terroristisch motivierte Anschläge werden in Japan als iso-
lierte Akte gesehen, als eine Abweichung von der Norm fried-
lichen Zusammenlebens, die mit möglichst pazifistischen Mit-
teln aufrecht- und beibehalten werden sollte. Die japanische 
Regierung hat sich auch immer wieder bereitwillig erklärt, 
Lösegeld zu zahlen, oder sie hat für die Freilassung von Gei-
seln ihrerseits inhaftierte Attentäter wieder auf freien Fuß ge-
setzt, obwohl diese Praxis von der internationalen Gemein-
schaft scharf kritisiert worden ist.
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Trotz aller Kritik hat Japan bis heute kein Anti-Terrorismus-
Gesetz verabschiedet, in dem etwa eine Definition terroris-
tischer Handlungen die Grundlage für eine entsprechende 
strafrechtliche Verfolgung oder gar eine Vorbeugung durch 
die Sicherheitsdienste ermöglichen würde. Auch angesichts 
neuer terroristischer Gefahren sind in Japan keine neuen Ge-
setze verabschiedet, sondern bestehende nur moderat modi-
fiziert worden. Gleichwohl führte nach den Anschlägen vom 
11. September 2001 der Druck der USA und der Vereinten 
Nation dazu, dass Japan zumindest die internationalen Vor-
gaben hinsichtlich der Bekämpfung von Terrorismusfinanzie-
rung in nationales Recht umsetzte. Noch schneller, unmittel-
bar nach den Anschlägen wurde im Oktober 2001 mit dem 
Anti-Terrorism Special Measures Law (ATSML) Japans 
Beteiligung am internationalen Anti-Terror-Krieg bewilligt. 
Doch wegen seiner pazifistischen Verfassung war dies eher 
eine symbolische Anteilnahme, um der Schutzmacht USA 
beizustehen, von der die militärische Sicherheit Japans an-
gesichts viel größerer Bedrohungen durch China und Nord-
korea abhängt.
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KANADA
Nach dem 11. September 2001 nahm die kanadische Regie-
rung eine umgehende Bewertung der bestehenden Bundes-
gesetze vor, darunter das Strafgesetzbuch, den Canada Evi-
dence Act und den Proceeds of Crime (Money Laundering) 
Act. Um den Terrorismus effektiver bekämpfen zu können, 
wurden diese und weitere Rechtsvorschriften am 15. Okto-
ber 2001 mit dem Anti-Terrorism Act (ATA, Bill C-36) ge-
ändert. Am 20. November 2001 schlug die Regierung wei-
tere, umfassende Änderungen vor, die ebenso vom Parlament 
gebilligt und am 18. Dezember 2001 durch Royal Assent be-
stätigt wurden.

Mit dem ATA wurde der National Defence Act geändert, 
um das Communications Security Establishment (CSE) zu er-
mächtigen, die Strafverfolgungs- und Sicherheitsbehörden 
des Bundes technisch und operativ zu unterstützen. Infor-
mationen dürfen nunmehr auch ausländischen Nachrich-
tendiensten bereitgestellt oder diese von ihnen erworben 
werden.

Der ATA hat den Proceeds of Crime (Money Laundering) Act 
(PCMLA) geändert, um dem kanadischen Finanznachrichten-
dienst, dem Financial Transactions and Reports Analysis Cen-
tre of Canada (FINTRAC), den Strafverfolgungsbehörden und 
dem kanadischen Geheimdienst (CSIS) bei der Bekämpfung 
und Aufdeckung der Terrorismusfinanzierung behilflich zu 
sein. PCMLA wurde dementsprechend in Proceeds of Crime 
(Money Laundering) and Terrorist Financing Act umbenannt.

Neben der Verwendung von Informationen ausländischer Fi-
nanznachrichtendienste ist FINTRAC auch befugt, mit kana-
dischen Bundesbehörden oder Provinzregierungen Vereinba-
rungen über den Zugriff auf deren Datenbanken zu schlie-
ßen, die zum Zwecke der Strafverfolgung und der nationalen 
Sicherheit unterhalten werden. Am 12.  Juni 2002 wurden 
darüber hinaus auch Banken und andere Finanzintermediäre 
verpflichtet, Verdachtsfällte über mögliche Terrorismus-Finan-
zierung zu melden.

Der ATA erließ auch den Charities Registration (Security In-
formation) Act (CRSIA), die dem Minister für Öffentliche Si-
cherheit (Minister of Public Safety) und dem Minister für Na-
tionale Einnahmen (Minister of National Revenue) weitre-
chende Befugnisse zukommen ließen. Ermittlungen werden 
eingeleitet, wenn kriminalpolizeiliche Erkenntnisse es nahe-
legen, dass eine Organisation ihre Ressourcen direkt oder in-
direkt dafür nutzt, terroristische Vereinigungen zu unterstüt-
zen. Diese Ermittlungen werden automatisch vor dem Bun-
desgerichtshof überprüft.

ATA ermöglichte umfangreichere Investigativ-Maßnahmen. 
Die elektronische Überwachung gilt seitdem nicht mehr als al-
lerletztes Mittel (last-resort), nachdem alle anderen Maßnah-
men ausgeschöpft sind. Zudem wurde die maximale Dauer 
einer Abhörgenehmigung von 60 Tagen auf ein Jahr ver-
längert. Betroffene Verdächtige können auch erst drei Jahre 
nach Abschluss einer Überwachung im Zusammenhang mit 
einer terroristischen Straftat informiert werden. Zudem ist es 
den Behörden auch erlaubt, forensische DNA-Technologie bei 
der Untersuchung und Verfolgung zu verwenden.

Einige ATA-Bestimmungen – etwa die Untersuchungsanhö-
rung – unterlagen zunächst einer Sunset-Klausel: Ohne eine 
von beiden Kammern des Parlaments vereinbarte Verlänge-
rung wären die Bestimmungen ausgelaufen. Nach mehrjähri-
gen parlamentarischen Manövern wurden jedoch letztendlich 
am 25. April 2013 mit einem neuen Gesetz, dem Comba-
ting Terrorism Act (Bill S-7), die auslaufenden Bestimmun-
gen wieder in Kraft gesetzt und darüber hinaus zusätzliche 
Änderungen des Strafgesetzbuches vorgenommen, um den 
kanadischen Sicherheitsbehörden weitere Befugnisse, etwa 
bei der Ermittlung gegen Personen zu geben, die das Land 
verlassen oder dies versuchen, um eine terroristische Straftat 
zu begehen. Mit dem am 19. Juni 2013 in Kraft getretenen 
Nuclear Terrorism Act (Bill S-9) wurden weitere Ände-
rungen des Strafgesetzbuches vorgenommen, um vier neue 
Straftaten im Zusammenhang mit nuklearem Terrorismus zu 
etablieren. Bereits zuvor wurden mit dem Public Safety Act 
2002 strengere Kontrollen von gefährlichen Stoffen Techno-
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logien eingeführt und der Datenaustausch zwischen Luft-
fahrtunternehmen und Bundesbehörden erleichtert.
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MEXIKO
Mexiko betrachtet den Terrorismus nicht als eine große Be-
drohung seiner Sicherheit, muss aber auf die Bedenken der 
Vereinigten Staaten Rücksicht nehmen, von denen es nicht 
nur in wirtschaftlicher Hinsicht abhängig ist. Der südliche 
Nachbar der USA ist bislang »nur« vom Drogenterrorismus 
verunsichert worden, zuletzt durch die Morelia-Granaten-
angriffe 2008, die Guanajuato- und Hidalgo-Schießereien 
2009 und den Monterrey-Casino-Angriff 2011. Gleichwohl 
befürchten die US-Heimatschutzbehörden eine mögliche Ver-
bindung von Terrororganisationen im Nahen/Mittleren Osten 
mit mexikanischen Drogenkartellen. Demensprechend eng ist 
auch die Kooperation zwischen amerikanischen und mexika-
nischen Sicherheitsbehörden.

Die mexikanische Regierung hat sich bislang fast überwie-
gend auf Antiterrorregime anderer Länder, insbesondere auf 
die Sicherheitsmaßnahmen der USA verlassen, um potenzielle 
Bedrohungen zu vereiteln. Auf amerikanischen und interna-
tionalen Druck verabschiedete im Juli 2019 der mexikanische 
Kongress gleichwohl ein umfassendes Gesetz zur Einzie-
hung von Vermögenswerten. Das Gesetz gibt mexikani-
schen Staatsanwälten stärkere Instrumente an die Hand, um 
Vermögenswerte illegalen Ursprungs und solche, die Verbre-
chen finanzieren könnten, zu beschlagnahmen. Unter an-
derem wurden auch Wechselstuben und Börsenmakler ver-
pflichtet, die Verwendung von Geldern zu vermeiden, die 
den Terrorismus finanzieren könnten. Die Gesetzgebung im-
plementiert das »Asset-Forfeiture-Modell« der Vereinten Na-
tionen.

Die mexikanische Generalstaatsanwaltschaft (Mexican Pro-
secutor General’s Office, FGR) ist zuständig für die Unter-
suchung und Verfolgung terroristischer Straftaten. Auf der 
Grundlage der Gesetzgebung vom November 2018 
wurde die FGR reorganisiert und professionalisiert. Die feder-
führende Behörde für die Erkennung, Abschreckung und Ver-
hinderung terroristischer Bedrohungen ist seitdem das Center 
for National Intelligence (CNI), das im Innenministerium, im 

sogenannten Sekretariat für Sicherheit und Bürgerschutz (Se-
cretariat of Security and Citizen Protection) untergebracht ist.
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RUSSLAND
Bereits vor dem 11. September 2001 war Russland vom Ter-
rorismus betroffen. Im September 1999 wurden bei Terroran-
schlägen auf Apartment-Gebäude in den Städten Buynaksk, 
Volgodonsk und der Hauptstadt Moskau über 500 Menschen 
verwundet und knapp 300 Menschen verloren dabei ihr Le-
ben. Umso mehr schockierten radikalislamische tschetsche-
nische Rebellen, die nach Auffassung russischer Sicherheits-
dienste von Al-Qaida unterstützt wurden, die russische Be-
völkerung, als sie am 1. September 2004 in Beslan für drei 
Tage über 1200 Geiseln in einer örtlichen Schulturnhalle hiel-
ten und dabei über 700 Menschen verletzten und 330 töte-
ten, darunter 186 Kinder.

Dass in jüngster Zeit weniger Terroranschläge verübt wur-
den, wird von den russischen Sicherheitsbehörden den neuen 
Sicherheitsgesetzen gutgeschrieben, die vor allem präven-
tive Maßnahmen ermöglicht haben. Das Kernstück russi-
scher Anti-Terrorismusgesetzgebung bildet das Federal Law 
Nr. 35-EZ on Countering Terrorism vom 10. März 2006. 
Dieses Gesetz ermächtigte die russischen Streitkräfte, terro-
ristischen Gefahren zu begegnen – auch jenseits der eigenen 
Grenzen. Auch im Innern erhielten die Sicherheitsbehörden 
umfangreiche Befugnisse, etwa zur Telefon- und Internet-
überwachung, Evakuierung von Personen oder für Quaran-
täne-Maßnahmen. Nach russischem Recht kann das Oberste 
Gericht russische und internationale Organisationen als terro-
ristisch einstufen. So wurden unter anderem am 2. Juni 2006 
die beiden Organisationen »Jund al-Sham« (Soldiers of Grea-
ter Syria) und »Islamic Jihad« und deren Aktivitäten verboten.

Um dieses Gesetz zu implementieren, wurden in der Folge 
weitere Dekrete erlassen. Mit dem Dekret Nr. 2 116 vom 
15. Februar 2006 wurden die Zuständigkeiten der Sicher-
heitsbehörden bei der Terrorismusbekämpfung neu orga-
nisiert und zentralisiert. Ein neues Nationales Anti-Terro-
rismus Komitee (NATC) wurde geschaffen, dessen Vor-
sitzender von Amts wegen auch der Direktor des Föderalen 
Sicherheitsdienstes (FSS) Russlands ist. Das NATC beheima-
tet sowohl die Einheiten der Anti-Terrorist Commissions 
(ATCs), deren Aufgabe es ist, präventive Anti-Terrormaßnah-
men zu koordinieren, als auch die für die Strafverfolgung zu-
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ständigen Operational Headquarters (OHs). Gemäß Dekret 
Nr. 662 vom 11. November 2006 kann die Kooperation mit 
Sicherheitsbehörden auch finanziell entlohnt werden. Dekret 
Nr. 352 vom 6. Juni 2007 regelt den Einsatz von Waffen und 
Militärausrüstung der russischen Streitkräfte im Kampf gegen 
den Terrorismus.

Russland hat sich auch im multilateralen Rahmen, vor allem 
auch im internationalen UN-Kontext engagiert. Zusammen 
mit den USA hat Russland unter anderem im Juli 2006 die 
Global Initiative to Combat Nuclear Terrorism (GICNT) 
ins Leben gerufen und weitere internationale Initiativen 
unterstützt, um sicherzugehen, dass nukleares Material nicht 
in die falschen Hände von Terroristen gerät.

Desweitern wurden die Empfehlungen zur Eindämmung der 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung der Financial Ac-
tion Task Force on Money Laundering (FATF) in die rus-
sische Gesetzgebung übernommen (Federal Law Nr. 51-03 
vom 12. April 2007; Federal Law Nr. 275-03 vom 28. No-
vember 2007).
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SAUDI-ARABIEN
Bis zu seiner Tötung in der Nacht zum 2. Mai 2011 in Pakis-
tan durch eine amerikanische Eliteeinheit verfolgte der seit 
den Anschlägen vom 11. September weltweit bekannte Ter-
roristenführer Osama bin Laden das Ziel, allen voran Saudi-
Arabiens Führung mit Terroranschlägen zu nötigen, die Prä-
senz amerikanischer Truppen in seinem Heimatland zu be-
enden. Schon die Bombardierung des US-Geländes in Riad 
1995 trug bin Ladens Handschrift, ebenso die Terrorangriffe 
auf die US-Botschaft in Nairobi (Kenia) 1998 sowie die USS 
Cole im Jemen 2000. Aber erst die Anschläge vom 11. Sep-
tember 2001 machten Osama bin Laden zum international 
meistgesuchten Terroristen – und nunmehr auch zum Ziel 
saudischer Sicherheitsagenten.

Nach »9/11« geriet das Saudische Königshaus unter mas-
siven Druck, insbesondere der militärischen Schutzmacht 
USA, vor allem auch im Inland gegen Terrorismusverdäch-
tige und -sympathisanten vorzugehen. Schließlich kamen 
15 der 19 Attentäter aus Saudi-​Arabien; schon bei den An-
schlägen gegen Ende der 1990er-Jahre stammte die Mehr-
heit der Al-Qaida-Selbstmordattentäter aus Saudi-Arabien. 

Darüber hinaus gilt die Staatsreligion des saudischen Königs-
hauses, der radikal-islamische Wahhabismus, vor allem bei 
westlichen Nachrichtendiensten als Brutstätte internationa-
len Terrorismus.

Trotz weiterer Terroranschläge im eigenen Land, etwa in Riad 
am 9. November 2003, bildete das von den USA protegierte 
Königshaus in Saudi-Arabien eine der wenigen Ausnahmen 
in der arabischen Welt, indem es zunächst keine Anti-
Terrorismusgesetzgebung verabschiedete. Im Zuge ihrer 
strategischen Kooperation mit der westlichen Führungsmacht 
USA gingen die Verantwortlichen Saudi-Arabiens gleichwohl 
im rechtsfreien Raum mit aller Härte gegen Terrorverdächtige 
vor. Im »Krieg gegen den Terrorismus« wurden auch saudi-
sche Sicherheitsbehörden angehalten, harte Polizeimaßnah-
men einzusetzen. Dies führte zu Inhaftierungen zahlreicher 
Einzelpersonen und sogar ihrer Familien und auch zu Massen-
verhaftungen von verdächtigen Extremisten, insbesondere 
von ehemaligen ausländischen Kämpfern, die sich in Afgha-
nistan, Tschetschenien und Bosnien aufgehalten hatten.

Nicht zuletzt wurden auch viele aus Saudi-Arabien stam-
mende »feindliche Kämpfer« auf dem amerikanischen Stütz-
punkt Guantanamo auf Kuba – jenseits internationaler und 
US-amerikanischer Menschenrechtsgesetze – verhört, gefol-
tert und entmenschlicht. Guantanamo gilt in der saudischen 
Gesellschaft bis heute als Symbol muslimischer Demütigung. 
In den Augen der Islamisten und der saudischen Öffentlich-
keit machte dieses Vorgehen im »Krieg gegen den Terroris-
mus« Al-Qaida zu einer Organisation, mit der man sympa-
thisiert, zu einem glaubwürdigen Vertreter aller Muslime, die 
von westlicher Macht und Kultur bedroht wurden.

Zwischenzeitlich wuchs die Unterstützung für Al-Qaida; nach 
Verhaftungen von lautstarken Klerikern und Aktivisten wur-
den weitere Anschläge verübt, nicht zuletzt auch auf Ziele 
in Saudi-Arabien, um auch der saudischen Staatsmacht die 
Stirn zu bieten. Die Anschläge in Riad durch Al-Qaida im Jahr 
2003 waren der Auftakt für eine Reihe weiterer Bombenan-
schläge innerhalb und außerhalb des Königreichs. So gab es 
wiederholte Selbstmordattentate auf Wohnanlagen für aus-
ländische Arbeiter. Gewalttätige und vielerorts auch tödliche 
Razzien in Häusern, in denen Al-Qaida-Unterstützer vermutet 
wurden, waren an der Tagesordnung. Nach den Bombenan-
schlägen von 2003 haben saudische Sicherheitskräfte mehr 
als 600 Verdächtige festgenommen. Bei den Razzien gelang 
es auch, viele Sprengsätze zu beschlagnahmen und die Infra-
struktur einiger Gruppen zu zerstören. 2006 wurden weitere 
Razzien durchgeführt, die zur Verhaftung von über 800 Per-
sonen mit angeblichen Verbindungen zu terroristischen Ak-
tivitäten führten.

Viele der zwischen 2003 und 2006 Festgenommenen ha-
ben ihre Verbrechen zugegeben und öffentlich »bereut«, da-
runter auch eine Reihe bekannter Kleriker, die im nationalen 
Fernsehen ihre Reue zeigten. Neben den Verhaftungen ha-
ben auch strengere Strafregelungen, nach denen Straftätern 
bis zu zwei Millionen US-Dollar Geldstrafen und Gefängnis-
strafen von bis zu 15 Jahren drohen, geholfen, auch terroris-
tische Finanzströme zu untergraben.
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Damit konnten angeblich ein 2004 versuchtes Attentat der 
Al-Qaida auf das Gebäude des Innenministeriums verhin-
dert werden. Es ist eine Ironie der saudischen Anti-Terror-
Bekämpfung, dass 2009 ein weiteres Attentat auf Prinz 
Mohammed bin Naif, den Kopf der Terrorismusbekämpfung 
in Saudi-Arabien, erfolgte, in jener Zeit, in der die Sicherheits-
behörden bereits mit softeren Strategien zur Gewaltpräven-
tion experimentierten. Dieser Anschlag bewirkte, dass sich 
die öffentliche Meinung drehte und die Aufständischen seit-
dem weniger als Wahrer des wahren Islam und vielmehr als 
Gefährder der Stabilität der Nation angesehen worden sind.

Alarmiert durch die im Dezember 2010 beginnende Serie 
von Protesten, Aufständen und Revolutionen in der arabi-
schen Welt, den sogenannten Arabischen Frühling, hat auch 
das Königshaus in Riad Sicherheitsmaßnahmen erhöht, um 
die Stabilität des Regimes gegen »ausländische« Terroris-
ten zu schützen. Im Februar 2014 erließ König Abdullah ein 
Dekret gegen ausländische Kämpfer und ein neues Anti-
Terrorismus-Gesetz. Einen Monat später wurden zahlreiche 
Organisationen als »terroristisch« eingestuft, darunter auch 
die mit dem Iran kooperierende Hisbollah. Nach der erwei-
terten »Terrorismus«-Definition des Innenministeriums sind 
nunmehr auch Atheismus sowie andere Herausforderungen 
der saudischen Staatsreligion und des Königshauses strafbar. 
Seit 2017 und dem Aufstieg Muhammad bin Salmans zum 
Thronfolger wird sogar jeder als Terrorist verfolgt und be-
straft, wer den König oder den Kronprinzen negativ darstellt.
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SÜDAFRIKA
Das Land an der Südspitze des afrikanischen Kontinents ist 
als Operationsbasis für islamistische Terroristen bekannt, von 
der aus Attentate in anderen Ländern organisiert und finan-
ziert worden sind. Bereits 1999 wurde in Cape Town der Is-
lamist Khalfan Khamis Mohamed festgenommen, einer der 
Drahtzieher der 1998 auf die US-Botschaften in Tanzania 
und Kenya verübten Bombenattentate, bei denen mehr als 
200 Menschen starben. Doch erst 2016 anerkannte die Re-
gierung in Pretoria, dass islamistischer Terrorismus auch eine 

direkte Bedrohung für Südafrika darstellt. Zudem bilden isla-
mistische Aktivitäten in der Region, insbesondere in Mosam-
bik, ein Sicherheitsproblem für Südafrika.

Auf der Grundlage des 1998 erlassenen Gesetzes über 
ausländische Militärhilfe (Regulation of Foreign Mi-
litary Assistance Act) können Staatsangehörige belangt 
werden, die terroristische Organisationen unterstützen oder 
sich ihnen angeschlossen haben. Um nach dem 11. Septem-
ber 2001 internationalen Verpflichtungen zur Terrorbekämp-
fung nachzukommen, hat Südafrika 2001 mit dem Financial 
Intelligence Centre Act und 2005 mit dem Gesetz zum 
Schutz der konstitutionellen Demokratie gegen terro-
ristische und damit zusammenhängende Aktivitäten 
(Protection of Constitutional Democracy Against Ter-
rorist and Related Activities Act, POCDATARA) neben 
terroristischen Handlungen im engeren Sinne auch die Finan-
zierung von Terrorismus unter Strafe gestellt.

Auf dieser gesetzlichen Grundlage untersucht die Nationale 
Strafverfolgungsbehörde (National Prosecuting Authority, 
NPA) Fälle von Terrorismus und internationaler Kriminalität. 
Terrorismusfälle sollen dezentral verfolgt und den in den Pro-
vinzen ansässigen Staatsanwälten die Möglichkeit gegeben 
werden, Erfahrungen zu sammeln. Dahingehend hat die in 
Gauteng ansässige Priority Crimes Litigation Unit (PCLU) der 
NPA die zur Zentraleinheit abgeordneten Staatsanwälte auf 
ihre früheren Provinzaufgaben zurückgeführt und Terroris-
musfälle an Anwälte in den Gerichtsbezirken, in denen die 
Verbrechen begangen wurden, neu zugewiesen. Obwohl die 
PCLU eine Aufsichtsfunktion behielt, gab sie den Staatsan-
wälten der Provinzen bei der Strafverfolgung von Terrorismus-
fällen erhebliche Autonomie.

Südafrika setzt hingegen auf zentrale Einheiten bei der 
Prävention von Terrorakten. Federführend sind die Crimes 
Against the State Unit innerhalb der Direktion für vorrangige 
Verbrechensermittlung (Directorate for Priority Crime Investi-
gation, DPCI/HAWKs) und der südafrikanische Staatssicher-
heitsdienst. Eine Spezialeinheit der Polizei, des South African 
Police Service (SAPS), ist zur Aufstandsbekämpfung und Gei-
selrettung ausgebildet.
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SÜDKOREA
Südkoreas Terrorismuserfahrungen waren zunächst den kon-
fliktreichen Beziehungen zu seinem Nachbarn im Norden ge-
schuldet. Nach dem Koreakrieg von 1950 bis 1953 haben 
nordkoreanische Agenten sogar mehrere Versuche unter-
nommen, amtierende südkoreanische Präsidenten zu ermor-
den. Nach dem Bombenanschlag vom 29. November 1987 
auf den Korean-Air-Flug 858, bei dem 115 Menschen ihr Le-
ben verloren, hat auch die US-Regierung 1988 das nordko-
reanische Regime als staatlichen Sponsor von Terrorismus ge-
brandmarkt.

Ebenso wie in Abgrenzung zum feindlichen Staat im Norden 
wurden im Inneren von konservativen Politikern und staatlich 
kontrollierten Medien auch Regimekritiker, die etwa für Rede- 
und Versammlungsfreiheit eintraten und für die Rechte von 
Arbeitern protestierten, als »rote« oder »pro-nordkoreani-
sche« »Terroristen« bezeichnet. Mit dem Übergang vom Mili-
tärregime zur Demokratie im Jahr 1987 waren indes antikom-
munistische Narrative nicht mehr opportun, um protestie-
rende Arbeiter und Studenten zu diskreditieren. In Südkorea 
fungiert heute der Terrorismusdiskurs als Ersatz für ein auch 
demographisch bedingt zunehmend veraltetes Antikommu-
nismus-Narrativ, das traditionell von den autoritären Herr-
schaften zur politischen Repression benutzt wurde. Die neue 
demokratische Verfassung etablierte ein Verfassungsgericht 
und eine unabhängige Justiz, die auch eine lebendige Zivil-
gesellschaft und neue politische Kultur mit einer liberaleren 
Gesetzgebung ermöglichte. In der Folge der Terroranschläge 
vom 11. September 2001 wurden jedoch der Staatsmacht 
wieder zahlreiche Befugnisse gewährt, die persönliche Frei-
heitsrechte einschränken.

Zwischen 2001 und 2016 wurden über zehn Gesetze zur Ter-
rorismusbekämpfung in Kraft gesetzt, von denen die meisten 
mit den jeweiligen Legislaturperioden wieder ausliefen. Die 
Aktivitäten der Gesetzgeber sind vor allem durch internatio-
nale Ereignisse motiviert worden, allen voran durch »9/11« 
oder durch die Sicherung des APEC-Gipfels in Südkorea im 
Jahr 2005, die wegen der südkoreanischen Militärpräsenz 
im Irak besonders geboten schien. Nicht zuletzt haben auch 
die Terroranschläge in Madrid 2004 sowie London 2005, die 
Entführung koreanischer Schiffe durch somalische Piraten seit 
2006 und die im Zuge des Aufstiegs des Islamischen Staates 
2014 verfasste Resolution 2178 des UN-Sicherheitsrates le-
gislative Aktivitäten befördert. Angesichts des Anstiegs des 
globalen Terrorismus und der Tatsache, dass Südkorea im 
Gegensatz zu den meisten OECD-Ländern nach »9/11« noch 
keine umfassende Antiterrorgesetzgebung erlassen hatte, ar-
gumentierte selbst die koreanische Anwaltskammer für die 
Notwendigkeit einer neuen Gesetzgebung.

Das seit dem 3. März 2016 geltende Anti-Terrorismus-
Gesetz (The Act on Anti-Terrorism for the Protection 
of Citizens and Public Security, Act No. 14071) kann 

als Zusammenfassung und Verschärfung der verschiedenen 
bisherigen Gesetze angesehen werden. Das neu erlassene 
Gesetz sieht zwar vor, dass Verbrechen nach dem Strafge-
setzbuch bestraft werden. Es wurde also keine spezifische 
Strafklausel für terroristische Handlungen geschaffen, etwa 
die Gründung, den Beitritt oder die Anstiftung zum Beitritt 
einer terroristischen Organisation oder die Bereitstellung fi-
nanzieller Unterstützung für Terroristen. Durch das Anti-
Terrorismus-Gesetz werden jedoch die Befugnisse der Ermitt-
lungsbehörden im Umgang mit Terrorismus gestärkt. Der Na-
tionale Nachrichtendienst (National Intelligence Service, NIS), 
die Polizei und die Staatsanwaltschaft gelten als »verwandte 
Agenturen«, die alle die Befugnis haben, »Terrorismusbe-
kämpfung« durchzuführen. Die Aktivitäten zur Terrorismus-
bekämpfung überschreiten den Rahmen der normalen Er-
mittlungsverfahren; sie reichen von der Informationserhe-
bung bis hin zu bewaffneten Zwangsmaßnahmen. Während 
für gewöhnliche Straftaten die Informationsermittlung streng 
beschränkt ist auf die Beschaffung von Beweisen für eine spe-
zifische Straftat, können nach dem Anti-Terrorismus-Gesetz 
die verbundenen Agenturen jedoch Informationen sammeln 
zum Zwecke der Verhütung möglicher terroristischer Atten-
tate. Um Missbrauch vorzubeugen, schuf das Gesetz auch 
institutionelle Vorkehrungen für die Aufsicht und Regulie-
rung der Terrorismusbekämpfung. Es sind indes nicht unab-
hängige Gerichte, die etwa die Sammlung von Informatio-
nen genehmigen, sondern der Premierminister, dem darüber 
Bericht erstattet wird. Diese schwächeren Auflagen konnten 
denn auch nicht die Befürchtungen beschwichtigen, dass das 
Anti-Terrorismus-Gesetz auch als Instrument dienen könnte, 
um die Allgemeinbevölkerung zu überwachen und Regime-
kritiker als Terroristen zu kriminalisieren.

Gleichwohl können Südkoreas Regierungsverantwortliche 
darauf verweisen, dass die nationalen Antiterrorgesetze sich 
auf völkerrechtliche Regelungen zur Terrorismusbekämpfung 
stützen. Am 29. März 2016 wurde das bereits 2007 in Kraft 
gesetzte Gesetz zum Verbot der Finanzierung des Ter-
rorismus und der Verbreitung von Massenvernich-
tungswaffen (Act on Prohibition against Financing of 
Terrorism and Proliferation of Weapons of Mass De-
struction) aktualisiert, um das

Internationale Übereinkommen zur Bekämpfung der Finan-
zierung des Terrorismus (International Convention for the 
Suppression of the Financing of Terrorism) in nationales Recht 
umzusetzen.
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TÜRKEI
Als am 20. November 2003 in Istanbul das britische Konsu-
lat und die Londoner Bank HSBC durch Selbstmordattentä-
ter in die Luft gesprengt wurden, war auch die Türkei direkt 
vom islamistischen Terrorismus der l-Qaida betroffen. Zuvor 
hatte die Türkei schon seit Längerem mit inländischem Ter-
rorismus zu kämpfen, insbesondere mit der Revolutionary 
People’s Liberation Party/Front (DHKP/C), die 1994 gegrün-
det wurde und gegen die westliche Bindung der Türkei an 
die USA und die NATO Stellung bezog. Seit der türkischen 
Beteiligung am Irakkrieg 2003 verstärkte die DHKP/C ihre At-
tentate in der Türkei.

In der Türkei gilt auch die Arbeiterpartei Kurdistans (kurdisch: 
Partiya Karkerên Kurdistanê, kurz PKK) als terroristische Se-
paratistenbewegung, insbesondere seitdem sie 1984 einen 
unabhängigen kurdischen Staat forderte. Auf das Konto der 
PKK gehen zahlreiche Akte bewaffneter Gewalt, einschließ-
lich der Tötung türkischer Soldaten und der Entführung türki-
scher Politiker. Gleichwohl haben die Vereinten Nationen die 
PKK nicht als terroristische Organisation eingestuft.

Zur Terrorismusbekämpfung hat die Türkei bereits am 12. Ap-
ril 1991 ein spezielles Anti-Terrorismus-Gesetz (Counter-
Terrorism Law, CTL, Nr. 3713) erlassen und auch einige 
einschlägige Bestimmungen in die Strafgesetzbuch- und 
Strafprozessordnung aufgenommen. So wurden in der Folge 
auch zahlreiche Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des 
Strafrechts angepasst, darunter das türkische Strafgesetz-
buch (Turkish Criminal Code, Nr. 5237), die Strafprozessord-
nung (Criminal Procedure Code, Nr. 5271) und das Gesetz 
über die Vollstreckung der Strafen und Sicherheitsmaßnah-
men (Law on Enforcement of the Punishments and Security 
Measures, Nr. 5275). Die neuen Regelsetzungen sind seit dem 
1. Juni 2005 in Kraft.

Im türkischen Strafjustizsystem ist der Grundsatz der obliga-
torischen Strafverfolgung festgelegt: Nach türkischem Recht 
haben Staatsanwälte ein Monopol auf die Einleitung von 
Strafverfahren. Wenn am Ende der Ermittlungsphase die ge-
sammelten Beweismittel den hinreichenden Verdacht der Be-
gehung einer Straftat nahelegen, bereitet der Staatsanwalt 
die Anklage vor. Das Gesetz über die Vollstreckung der Stra-
fen und Sicherheitsmaßnahmen (Nr. 5275) regelt die beson-
dere Behandlung terroristischer Straftäter in Bezug auf ihre 
Inhaftierung und ihre Rechte als Gefangene. Es gewährt eine 
Ausnahme von dem Grundsatz, dass die Unterlagen und Ak-
ten des Rechtsanwalts über die Verteidigung und seine Auf-
zeichnungen über die Zusammenkünfte mit seinem Man-
danten nicht geprüft werden dürfen. Wenn ein begründeter 
Verdacht vorliegt, dass ein Rechtsanwalt als Vermittler zwi-
schen Mitgliedern einer terroristischen Vereinigung fungiert, 
kann angeordnet werden, dass ein Sicherheitsbeamter bei 
den Sitzungen anwesend ist. Dokumente, die zwischen dem 
Rechtsanwalt und Angeklagten ausgetauscht werden, kön-

nen vom Richter geprüft werden. Der Richter oder, wenn Ge-
fahr in Verzug ist, der Staatsanwalt, kann auch entscheiden, 
die Korrespondenz durch Telekommunikation abhören und 
aufzeichnen zu lassen. Der Richter kann auch eine Durchsu-
chung von Computern und Aufzeichnungen von Verdächti-
gen anordnen. Darüber hinaus wird das Recht von Verurteil-
ten eingeschränkt, Post (seien es Briefe, Faxnachrichten oder 
Telegramme) zu senden oder zu empfangen, um die Kom-
munikation zwischen Mitgliedern terroristischer Vereinigun-
gen zu unterbinden.

Mit dem Gesetz über die Verhütung der Finanzierung 
des Terrorismus (Law on the Prevention of Financing 
of Terrorism Nr. 6415) vom 16. Februar 2013 wurden ent-
sprechende UN-Resolutionen umgesetzt (1267, 1988 und 
1989). Das Gesetz setzte eine Bewertungskommission zum 
Einfrieren von Vermögenswerten (Assessment Commission 
on Freezing Assets) ein. Unter dem Vorsitz des Präsidenten 
der Türkischen Nationalen Finanznachrichtendiensteinheit 
(Turkish National Financial Intelligence Unit, MASAK) befasst 
sich diese Kommission mit Anträgen in- und ausländischer 
Sicherheitsbehörden auf das Einfrieren von Vermögenswer-
ten und organisiert auch Forderungen der Türkei an andere 
Länder.

LITERATUR TÜRKEI

Council of Europe – Committee of Experts on Terrorism (Codexter) 
(2013). Profiles on Counter-Terrorist Capacity, Turkey, Mai, https://rm.coe.
int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documen-
tId=090000168064102d

19	

USA
Auf die Terrorangriffe vom 11. September 2001 auf das ame-
rikanische »Homeland« reagierten die Vereinigten Staaten, 
indem sie die Gefahr zu externalisieren, sprich möglichst weit 
weg vom eigenen Land zu halten suchten. Im »Globalen Krieg 
gegen den Terrorismus« führten US-Präsident George W. 
Bush und seine Exekutive militärische und juristische Mittel 
ins Feld, um zunächst mit der von den Alliierten unterstützen 
Operation Enduring Freedom (OEF) die in Afghanistan vermu-
teten Al-Qaida-Drahtzieher der Anschläge und ihre Taliban-
Unterstützer zu bekämpfen. Dem späteren, im Frühjahr 2003 
erklärten völkerrechtswidrigen Präventivkrieg gegen den Irak 
entsprach eine analoge Umdeutung des Rechts im Inneren. 
Juristische Mittel galten fortan als Waffen, als weitere »Pfeile 
im Köcher« der Exekutive, um möglichen künftigen Attenta-
ten vorzubeugen und nicht mehr nur der Strafverfolgung, er-
läuterte der damalige Justizminister John Ashcroft das neue 
Rechtsverständnis der amerikanischen Exekutive im Dezem-
ber 2001 vor dem Justizausschuss des Senats. Aus Sicht der 
Bush-Regierung hatte die Präventionsfunktion Vorrang vor 
der Rechtsfindungs- und Rechtsstaatsfunktion. Diese Um-
orientierung blieb nicht ohne Wirkung auf das Verhältnis zwi-
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schen persönlichen Freiheitsrechten und Sicherheit: Die Prä-
vention künftiger Terroranschläge ging oft auf Kosten indivi-
dueller Freiheit. Mehr noch: Die sogenannte Ashcroft-Doktrin 
der Prävention drohte die grundlegende Sicherung persön
licher Freiheitsrechte durch das System sich gegenseitig kon-
trollierender Gewalten auszuhebeln.

Angesichts der nationalen Bedrohung standen die Abgeord-
neten und Senatoren des Kongresses ohnehin fest an der 
Seite des Oberbefehlshabers. Mit der Authorization for 
Use of Military Force am 14.  September 2001, stellte 
der Kongress dem Präsidenten und der in seinem Namen 
handelnden Exekutive eine breite Vollmacht aus, alle »not-
wendige und angemessene Gewalt« gegen jeden einzuset-
zen, der nach Ermessen des Weißen Hauses die Angriffe am 
11. September 2001 »plante, autorisierte, durchführte oder 
unterstützte«. Mit diesem legislativen Blankoscheck haben 
US-Regierungen in der Folge eine Reihe von Anti-Terrorismus-
Maßnahmen, unter anderem auch Militäreinsätze, gezielte 
Tötungen mit Drohnen, Abhöraktionen der National Secu-
rity Agency (NSA) und die Inhaftierung und Folter von Ter-
rorverdächtigen, gerechtfertigt. Auch die amerikanischen Ge-
richte haben sich mehr oder weniger zurückgehalten und 
wollten dem Präsidenten nicht in den Arm greifen, solange 
der »Krieg gegen den Terrorismus« andauerte. Denn unter 
den Waffen schweigen die Gesetze (»inter arma enim silent 
leges«), lautete schon die Maxime des römischen Imperiums. 
Bis heute haben die Richter des Obersten Gerichts, des U.S. 
Supreme Court, denn auch nur die gravierendsten Verlet-
zungen rechtsstaatlicher Prinzipien, etwa »habeas corpus«-
Rechte für Inhaftierte, angemahnt.

Die meisten Maßnahmen der amerikanischen Sicherheits-
dienste wurden im rechtsfreien Raum vollzogen, indem etwa 
Terrorverdächtige weltweit verfolgt, aufgegriffen, auf den 
amerikanischen Marinestützpunkt Guantanamo auf Kuba, 
in Geheimgefängnisse (»black sites«) der CIA gebracht oder 
im Zuge »außerordentlicher Auslieferungen« (»extraordinary 
renditions«) befreundeter Länder in Staaten wie Ägypten ver-
schleppt wurden. Denn diese autokratischen Regime waren 
besser darin geübt, noch härtere Verhör- und Foltermethoden 
anzuwenden als das von US-Diensten selbst praktizierte si-
mulierte Ertränken, das sogenannte »waterboarding«. Inter-
nationale Kritik und vor allem das Oberste Gericht der USA 
haben gleichwohl dafür gesorgt, dass 2005 mit dem Detai-
nee Treatment Act zumindest die Praxis der Folter von Per-
sonen, die unter Gewahrsam oder Kontrolle der US-Regie-
rung stehen, gestoppt wurde. Hingegen hinderte der Kon-
gress den späteren US-Präsidenten Barack Obama daran, das 
für die ehemalige Vorbilddemokratie ebenso beschämende 
Gefangenenlager auf Guantanamo aufzulösen und die In-
haftierten in den geordneten zivilen oder militärischen Straf-
vollzug in den USA zu überführen. Gleichwohl wurden auch 
unter Obamas Oberbefehl vielen Terrorverdächtigen durch 
Drohnenangriffe mit gezielten Tötungen kurzer Prozess ge-
macht. Bis heute werden dabei auch viele unschuldige Zivi-
listen als sogenannte Kollateralschäden in Kauf genommen.

Nach wie vor gewähren die Verantwortlichen in den USA 
Ausländern nicht dieselben Menschenrechte wie amerikani-

schen Staatsbürgern. Um im Namen der Sicherheit die per-
sönlichen Freiheitsrechte von amerikanischen Bürgern nicht 
über Gebühr einzuschränken, waren viele Maßnahmen des 
am 25. Oktober 2001 verabschiedeten Uniting and Streng-
thening America by Providing Appropriate Tools Re-
quired to Intercept and Obstruct Terrorism Act (Pat-
riot Act) zunächst befristet; sie wurden jedoch mittlerweile 
mehrfach (2005, 2006, 2011 und 2015) weiter autorisiert 
und teilweise auch noch verschärft. Das umfangreiche Ge-
setzespaket zur Bekämpfung des globalen Terrorismus, das 
kaum sechs Wochen nach den Anschlägen vom Kongress mit 
großer, überparteilicher Mehrheit angenommen wurde, bil-
det bis heute die gesetzliche Grundlage für die umfangrei-
chen Überwachungsmaßnahmen der 16 staatlichen Geheim-
dienste sowie der privaten Sicherheitsunternehmen, die im 
Auftrag der Dienste Informationen sammeln und auswerten.

Die Anschläge vom 11. September 2001 verursachten ein 
enormes Sicherheitsbedürfnis und eröffneten deshalb dem 
damaligen US-Präsidenten George W. Bush einen umfangrei-
chen Handlungsspielraum, den er auch dafür nutzen konnte, 
im Innern den Regierungsapparat der USA im Sinne der »Na-
tionalen Heimatschutzstrategie« anzupassen. Um die Sicher-
heitsvorstellungen der Bush-Administration in die Tat umzu-
setzen, wurde 2002 mit dem Homeland Security Act das 
Department of Homeland Security (DHS) geschaffen. Eine 
Vielzahl von Einheiten aus anderen Ministerien wurden in 
dieses neue Heimatschutzministerium integriert, zwei Dut-
zend Bundesbehörden mit etwa 180.000 Bediensteten und 
einem jährlichen Budget von 40 Milliarden Dollar darin zu-
sammengefasst. »Heimatschutz« (homeland security) ist zu 
unterscheiden von der »Heimatverteidigung« (homeland de-
fense): Ersterer liegt im primären Verantwortungsbereich des 
Heimatschutzministeriums, letztere fällt in die Zuständigkeit 
des Verteidigungsministeriums. Beide Ministerien sollen unter 
dem Oberbefehl des Präsidenten die »nationale Sicherheit« 
gewährleisten. Unter anderem wurden auch die Kompeten-
zen zwischen Heimatschutz- und Außenministerium neu ver-
teilt. Das State Department ist durch das Amt für Konsula-
rische Angelegenheiten weiterhin für die Visa-Erteilung zu-
ständig. Sache des Heimatschutzministeriums ist es jedoch, 
Richtlinien für die Visa-Vergabe zu erlassen und deren Um-
setzung zu kontrollieren, indem es eigene Mitarbeiter in die 
Konsulate und Botschaften entsendet. Damit wurde de facto 
die Verantwortung für die Visa-Vergabe vor Ort wie auch 
die Überprüfung der späteren Einreise in die USA (durch die 
Zoll- und Grenzschutzbehörde) dem Heimatschutzministe-
rium übertragen. Damit verbunden waren Beschränkungen 
im Personen- und Warenverkehr.

Noch größere transatlantische Probleme verursachten die 
Enthüllungen über einen lange geheim gehaltenen Exe-
kutiverlass des Präsidenten, der bereits 2001 ein Über-
wachungsprogramm (PRISM) der National Security 
Agency (NSA) ausweitete, mit dem selbst die Regierungs-
vertreter angeblich befreundeter Staaten ausspioniert worden 
sind. Betroffene, darunter auch die deutsche Bundeskanzle-
rin, hätten sich nicht wundern dürfen, dass die Souveränität 
ihrer Staaten und selbst ihre persönlichen Privatsphären miss-
achtet worden sind, wenn sogar amerikanische Bürger, nicht 
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zuletzt auch deren Volksvertreter nicht mehr sicher vor den 
eigenen Geheimdiensten waren.

Nachdem die New York Times Ende 2005 das Abhören durch 
die NSA enthüllt hatte und zahlreiche Sammel- und Einzel-
klagen gegen die kooperierenden Telekommunikationsunter-
nehmen eingereicht worden waren, reagierten die amerika-
nischen Gesetzgeber 2008 mit dem Foreign Intelligence 
Surveillance Act (FISA) Amendments Act, um sicherzu-
stellen, dass alle anhängigen Verfahren gegen Telekommuni-
kationsunternehmen abgewiesen werden konnten. Der FISA 
Amendments Act, der 2012 vom Kongress erneut autori-
siert wurde, gewährte der Regierung weiterhin weitreichende 
Überwachungsbefugnisse mit wenig gerichtlicher Aufsicht.

Zwar konnte im Juni 2015 – zwei Jahre nachdem durch die 
Enthüllungen des ehemaligen technischen Mitarbeiters der 
US-amerikanischen Geheimdienste Edward Snowden be-
kannt wurde, dass auch Amerikaner in großem Umfang 
überwacht wurden – eine Reform beschlossen werden. Der 
sogenannte USA Freedom Act bezieht sich aber nur auf 
amerikanische Staatsbürger. Ausländer dürfen nach wie vor 
ungehindert ausspioniert werden. Die Massenspeicherung 
von Telefonverbindungsdaten amerikanischer Bürger über-
nehmen jetzt die Telefongesellschaften. Sicherheitsdienste 
wie die NSA sollen künftig nur noch nach Genehmigung 
eines nicht öffentlichen Spezialgerichts auf die Daten zugrei-
fen können.

Der Überwachungsapparat hat aber andere Mittel und Wege, 
um auch das Verhalten amerikanischer Bürger zu kontrollie-
ren. Nachrichtendienste können die Kommunikation sozialer 
Netzwerke nicht nur observieren, sondern sie auch beeinflus-
sen und unliebsame politische Bewegungen zersetzen. Unter 
anderem legen sie Dossiers über Führungsfiguren innerhalb 
sozialer Bewegungen an und versuchen, diese mit diskredi-
tierenden Informationen zu diffamieren, laut den Aussagen 
des Geheimdienstexperten Erich Schmidt-Eenboom. So gin-
gen US-Geheimdienste auch gegen investigative Journalis-
ten und Medien vor, die deren Praktiken kritisiert hatten. Wer 
staatlichen Machtmissbrauch aufdeckt und eindämmen will, 
muss damit rechnen, dass er als Krimineller oder gar Landes-
verräter gebrandmarkt und verfolgt wird.

Bereits mit dem 2004 verabschiedeten Intelligence Reform 
and Terrorism Prevention Act wurde das Amt des Direc-
tor of National Intelligence geschaffen, um die Arbeit der 
16 Geheimdienste der USA zu koordinieren. Den über die 
Medien verbreiteten Informationen Edward Snowdens ist es 
zu verdanken, dass auch die Öffentlichkeit einen Einblick in 
die Struktur, die Aufgaben- und Finanzzuweisungen der ein-
zelnen Einheiten bekam. Von den 52,6 Milliarden Dollar, die 
im Haushaltsjahr 2013 für die »intelligence community« ver-
anschlagt wurden, erhielten die Central Intelligence Agency 
(CIA), die National Security Agency (NSA) und das National 
Reconnaissance Office (NRO) mit mehr als zwei Dritteln des 
Gesamtbudgets den Löwenanteil. Von den über 107.000 
Mitarbeitern des insgesamt 16 Bundesbehörden umfassen-
den Gesamtapparats sind etwa 20 Prozent in militärischen 

Funktionen tätig (etwa zwei Drittel davon bei der NSA), der 
Großteil ist jedoch mit »zivilen« Aufgaben betraut.
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EUROPÄISCHE 
UNION
Im Kompetenzbereich ihres »dritten Pfeilers«, der polizeili-
chen und justiziellen Zusammenarbeit bei Strafsachen, führt 
die Europäische Union (EU) den Kampf gegen den Terroris-
mus. Unmittelbar nach den Anschlägen vom 11. September 
setzte die EU mit ihrem Standpunkt 931/2001 und der EU-
Verordnung 2580/2001 die Resolution 1373 (2001) des 
UN-Sicherheitsrats um. Desweitern sind zur Terrorismusbe-
kämpfung eine Reihe weiterer UN-Resolutionen am 27. Mai 
2002 mit der EU-Verordnung 881/2002 in den europäi-
schen Rechtsrahmen umgesetzt worden.

Mit dem Rahmenbeschluss 475 vom 13. Juni 2002 hat die 
EU eine gemeinsame Definition »terroristischer Vergehen« 
und »terroristischer Gruppen« vorgegeben, damit die EU-
Mitgliedstaaten diese Begriffe in ihr nationales Recht umset-
zen. Damit hat sie eine grundlegende Angleichung nationa-
ler Rechtsvorschriften befördert. Die EU hat eine Reihe wei-
terer Rahmenbeschlüsse und -richtlinien zur Zusammenarbeit 
bei schweren Straftaten gemäß dem Grundsatz der gegen-
seitigen Anerkennung gerichtlicher Entscheidungen erlassen, 
damit diese in den Mitgliedsländern in nationales Recht um-
gesetzt werden:
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	– Council Framework Decision 2002/584/JHA vom 
13.  Juni 2002 über den Europäischen Haftbefehl und 
die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten;

	– Council Framework Decision 2002/465/JHA über ge-
meinsame Ermittlungsgruppen;

	– Council Framework Decision 2003/577/JHA vom 
22.  Juli 2003 über das Einfrieren von Vermögen oder 
Verfahren mit Beweismitteln in der EU;

	– Directive 2014/41/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 3. April 2014 über die Europäische 
Ermittlungsanordnung (European Investigation Order) in 
Strafsachen.

Bereits am 6. November 2007 nahm die Kommission ein 
weiteres Paket von Vorschlägen an, mit dem die Fähig-
keiten der EU im Kampf gegen den Terrorismus verbessert 
werden sollen. Damit wurden die Ausbildung oder Rekrutie-
rung von Terroristen, die öffentliche Provokation zur Bege-
hung terroristischer Straftaten zu Straftatbeständen erhoben. 
Knapp zehn Jahre später, am 15. März 2017, verabschiedete 
die Europäische Union eine Richtlinie zur Bekämpfung des 
Terrorismus, namentlich die EU-Richtlinie 2017/541. Den 
EU-Mitgliedstaaten wurde eine Frist für die Umsetzung in 
innerstaatliches Recht gesetzt: der 8. September 2018. Mit 
dieser Richtlinie wurden sie angehalten, den Anwendungs-
bereich ihres Strafrechts auf terroristische Bedrohungen und 
Aktivitäten innerhalb der EU auszudehnen. Sie folgte auf das 
2015 verabschiedete Zusatzprotokoll zum Übereinkom-
men des Europarats zur Verhütung des Terrorismus, 
mit dem die Resolution des UN-Sicherheitsrates aus dem Jahr 
2014 (SCRes 2178) im Rechtsrahmen des Europarats umge-
setzt werden sollte.

Die EU-Richtlinie deckt ein breites Spektrum terroristischer 
Straftaten ab, von denen einige bereits in internationalen und 
auch vielen inländischen Regelsetzungen anerkannt worden 
waren. Dazu gehören klassische Straftaten im Zusammen-
hang mit terroristischen Handlungen (Artikel 3) sowie »da-
mit zusammenhängende« Straftaten der »öffentlichen Pro-
vokation« des Terrorismus (Artikel 5), die Bereitstellung oder 
der Empfang terroristischer Ausbildung (Artikel 7 bzw. 8), 
»Reisen … zum Zwecke des Terrorismus« (Artikel 9), Terroris-
musfinanzierung (Artikel 11) sowie Beihilfe, Anstiftung, Ver-
such oder Erleichterung dieser Straftaten (Artikel 10 und 14).

Die nationalen Behörden des Schengen-Raums können das 
Schengen-Raum Informationssystem (SIS) nutzen, das 
Informationen über Personen und Gegenstände enthält, die 
zur Bekämpfung des Terrorismus nützlich sind, etwa Aus-
schreibungen für zu durchsuchende oder zu verhaftende Per-
sonen, gestohlene Pässe oder Fahrzeuge. Das SIS ist durch 
das SIS II ersetzt worden, das unter anderem die Verwen-
dung biometrischer Daten ermöglicht.

Ebenso hilft der Informationsaustausch über Europol, Res-
sourcen zu bündeln und Auswertungen zu verbessern. Die 
Polizeibehörde der EU mit Sitz im niederländischen Den Haag 
unterstützt die nationalen Behörden bei der Untersuchung 
von Terrorismusfällen durch operative Analysen (analytical 
work files, AWF) und strategische Analysen, etwa den jährli-

chen Terrorismuslage- und Trendbericht. Europol koordiniert 
auch das Projekt »Check the Web«, mit dem Aktivitäten im 
Internet hinsichtlich Radikalisierung und Rekrutierung über-
wacht und analysiert werden.

Neben der Madrider Gruppe, dem Committee of Counter-
Terrorism Coordination Centres (CCCAT), wurde eine 
weitere spezialisierte Einheit zur Terrorismusbekämpfung ge-
schaffen, der Council of the European Union Working 
Party on Terrorism (TWP), um auch den Austausch nach-
richtendienstlicher Informationen zu erleichtern.
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